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Uberschrift, Beschlussvorschlag

Kommunales Handlungskonzept Kinderarmut

.Die Stadt Braunschweig legt bei der weiteren kommunalen Arbeit zur Bekdmpfung von Kin-
derarmut und Linderung ihrer Folgen das anliegende Handlungskonzept zu Grunde und beauft-
ragt die Verwaltung mit der schrittweisen Umsetzung.“

Mit dem Handlungskonzept werden grundlegende Ziele gemaf3 § 58 (1) 1 NKomVG tangiert,
woraus sich eine Zustandigkeit des Rates ergibt.

Sachverhalt, Begriindung, finanzielle Auswirkung: siehe nachste Seite




Begriindung

Kinderarmut ist in der Regel begriindet in der Armut der Eltern oder des Haushalts, in dem die
Kinder aufwachsen. Einkommensarmut ist zumeist darin begrindet, dass die Eltern oder Sor-
geberechtigten keiner Erwerbstétigkeit nachgehen, die einen materiell ausreichend fundierten
Lebensunterhalt sichert. Arbeitslosigkeit und Unterbeschaftigung in befristeten Beschaftigungs-
verhaltnissen oder in Arbeitsverhéltnissen, die vom Umfang oder von der Einkommenshohe
kein ausreichendes Einkommen ermdéglichen, sind Ursachen, die auf der kommunalen Ebene
wenige Einflussmoéglichkeiten bieten.

Die positive Entwicklung des Arbeitsmarkts der letzten Jahre erfasst Menschen mit geringer
Qualifikation und langer Dauer der Arbeitslosigkeit deutlich weniger als andere. Die Zahl der
Beschaftigten, die zuséatzlich zu ihrer Erwerbstatigkeit staatliche Transferleistungen in Anspruch
nehmen missen, ist steigend. Das Instrumentarium, Uber arbeits- und qualifikationsférdernde
Malnahmen Vermittlungschancen zu verbessern und einen (Wieder-) Einstieg in eine aus-
reichende Erwerbstatigkeit zu erleichtern, ist dagegen sogar verkleinert worden.

Diese Entwicklungen und die Tatsache, dass sich Kinderarmut Gber Jahre hin verfestigt hat,
weisen darauf hin, dass eine Strategie, sie Uber eine bessere Integration der Erziehungs-
berechtigten in den Arbeitsmarkt zu bekampfen, kurz- und mittelfristig allein nicht ausreicht.

Das Aufwachsen in Armut enthalt Kindern und Jugendlichen oftmals die Chancen auf kdrper-
liches und seelisches Wohlbefinden vor und schrankt sie in der Wahrnehmung ihrer Rechte auf
Entwicklung ihrer Fahigkeiten ein. Mehr als in vielen anderen Landern ist eine erfolgreiche Bil-
dungskarriere von Kindern und Jugendlichen in Deutschland von sozialem Status und Herkunft
abhangig.

Aufwachsen in Armut beraubt der Kinder und Jugendlichen ihrer Rechte und bedeutet fir die
Gesellschaft, dass vorhandenes und auf Grund der demografischen Entwicklung mehr als je
zuvor bendtigtes Potential nicht erschlossen werden kann.

Aus diesen Grinden ist es notwendig, genau zu prifen , wo sich kommunale Handlungs-
madglichkeiten ergeben, und diese zu nutzen.

Handlungsmdéglichkeiten auf kommunaler Ebene ergeben sich allerdings nicht nur fur die Ver-
waltung, sondern fir viele gesellschaftliche Gruppen und Institutionen. Aus diesem Grund hat
die Verwaltung bereits 2007 zur Grindung eines Netzwerkes eingeladen, an dem sich in der
Folge viele relevante Braunschweiger Akteure beteiligt haben.

Als Arbeitsgremium wurde aus dem Netzwerk heraus ein Beirat gegriindet, an dem die Ver-
waltung federflihrend beteiligt ist. lhr obliegt derzeit neben der Geschéftsfilhrung auch die Ver-
waltung des Spendenaufkommens zunachst im Rahmen des Schulkostenfonds, spater des
Braunschweiger Fonds fir Kinder und Jugendliche.

Aus dem Netzwerk und dem Bereit sind wesentliche Impulse fir ein abgestimmtes Vorgehen
zur Pravention von Kinderarmut und zur Linderung ihrer Folgen hervorgegangen, die auch ein
breites mediales Echo erzeugt haben. Das Braunschweiger Vorgehen, insbesondere das koo-
perative Verhaltnis von 6ffentlicher Verwaltung und gesellschaftlichen Gruppen, hat bundeswei-
tes Interesse hervorgerufen.

Nachdem Beirat und Netzwerk Leitlinien zum Umgang mit Kinderarmut entwickelt haben, denen
sich der Rat der Stadt angeschlossen hat, wurden diese prézisiert und fir eine Umsetzung auf
kommunaler Ebene konkretisiert. Die daraus entstandenen Handlungsempfehlungen wurden
der Stadt Uberreicht. Um eine Stellungnahme dazu wurde gebeten.
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Vor diesem Hintergrund entwickelt die Stadt Braunsc hweig ein Kommunales Handlungs-
konzept, das sich weitgehend auf die Empfehlungen de s Beirats sttitzt und dort, wo die
Zustandigkeit des Handels bei der Stadt liegt, konk  rete Handlungsmaoglichkeiten auf-
zeigt.

Das kommunale Umgehen mit der Problematik Kinder- und Familienarmut erstreckt sich Uber
diverse Themen, die in unterschiedlichen Fachbereichen angesiedelt sind. Es zeigt sich, dass
die Empfehlungen des Beirats weitgehend Bezuige auf Schwerpunkte des aktuellen Handelns
der Verwaltung aufweisen. Dies betrifft den Ausbau des Kinderschutzes im Kontext Friher Hil-
fen ebenso wie die Weiterentwicklung vorschulischer und schulischer Angebote und Strukturen
bis zum Ubergangsmanagement von den allgemeinbildenden in weiterfiihnrende Schulen oder in
Ausbildung. Das Handlungskonzept zeigt die bislang umgesetzten oder in Planung befindlichen
kommunalen Angebote auf. Es macht daneben noch weiter zu bearbeitende Handlungsfelder
deutlich.

Ziel ist eine ausreichende Angebotsstruktur fur alle Kinder und Jugendlichen zu schaffen, die
keine Barrieren mehr enthélt, die Kinder und Jugendliche aus einkommensschwachen Familien
an der Nutzung hindert. Dazu hat der Beirat Kriterien entwickelt, die — sofern sie mit den beste-
henden Férderrichtlinien in Einklang stehen — auf alle Angebote fur Kinder und Jugendliche an-
gewandt werden sollen.

Ein Teil der kommunalen Handlungsmadglichkeiten ist den Fachbereichen zuzuordnen und wird
hier teilweise bereits umgesetzt. Bei einigen aus den Handlungsempfehlungen und dem Hand-
lungskonzept resultierenden Aufgaben ist dies nicht der Fall.

Die gesamte Koordination des Prozesses wurde als zusatzliche Aufgabe zunachst dem Referat
0500 zugeordnet. Die Erledigung der Aufgaben konnte nur unter Zurtickstellung anderer The-
men, insbesondere in der Gesundheitsplanung geschehen. Damit sind grof3e Teile der Gesund-
heitsplanung gebunden. Weitere notwendige koordinierende Téatigkeiten (innerhalb der Verwal-
tung wie in der Zusammenarbeit mit Beirat, Netzwerk und freien Tragern) lassen sich mit dieser
personellen Losung und den vorhandenen Ressourcen nicht mehr abdecken. Bei der Vielzahl
der beteiligten Organisationseinheiten der Verwaltung, der Vielzahl extern Beteiligter und der
Bearbeitung anstehender Aufgaben fehlt aus Sicht des Netzwerks und des Beirats eine zentrale
koordinierende Stelle. Der Beirat hat im Nachgang zu den Handlungsempfehlungen ein Stellen-
profil diskutiert, das die Verwaltung dem Sozialausschuss auf Nachfrage vorgestellt hat. Im Stel-
lenplanentwurf 2013 ist eine solche Stelle nicht enthalten.

Finanzielle Auswirkungen

Das vorliegende Handlungskonzept macht deutlich, dass sich die Intentionen des Beirates
weitgehend mit dem kommunalen Handeln decken: Ausbau Friiher Hilfen und der Kinderbe-
treuung, Schaffung von Kinder- und Familienzentren, Ausbau des Ganztagsschulangebots und
der Schulsozialarbeit, Ubergangsmanagement Schule — Ausbildung u. a. diverse MaRnahmen
sind bereits realisiert oder beschlossen und dementsprechend mit Finanzmitteln ausgestattet.
Weitere Vorhaben miissten zunachst konkretisiert werden. Sofern mit ihnen Kosten fir die Stadt
Braunschweig verbunden waren, wirde zunachst geprift, ob diese haushaltsneutral bzw. bei
entsprechender Haushaltslage zuséatzlich in den Haushalt eingestellt werden kénnten. Anderer-
seits mussten entsprechende haushaltswirksame Einzelbeschliisse erwirkt werden.



Eine unmittelbare finanzielle Verpflichtung ergibt sich aus der Vorlage nicht. Das Handlungs-
konzept gibt die konzeptionelle Ausrichtung der Stadt im Umgang mit Kinderarmut und ihren
Folgen vor. Es ist keine Auflistung abzuarbeitender Einzelprojekte.

[ V.
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0500 Stand 26. September 2012

Kommunales Handlungskonzept Kinderarmut

Die Stadt Braunschweig orientiert sich bei ihrem Handeln an den in der Konvention
tber die Rechte des Kindes der Vereinten Nationen formulierten Grundsatzen! und
teilt die Position des Beirats Kinderarmut,

e dass alle Kinder ein Recht auf elterliche Fursorge, Gesundheit, Bildung und
Teilhabe besitzen,

e dass Kinderarmut diese Rechte verletzt,

e und das Ziel ,Gleiche Chancen fiir alle Kinder“, ihre Rechte durchzusetzen.

Grundlagen

Mit einem Expertenhearing und der anschlieenden Grindung des Praventionsnetzwerks
Kinderarmut hatte die Stadt im Jahr 2007 die Initiative ergriffen, die wesentlichen gesell-
schaftlichen Gruppen und Akteure zusammenzufihren, die in ihrer Arbeit mit Kinderarmut
und ihren Folgen konfrontiert werden.

Das Netzwerk und in seinem Auftrag der Beirat haben unter anderem Handlungsansatze
entwickelt, die Schritte zur Pravention und zur Minderung der Folgen von Armut ermdglichen.
So wurde mit der Vorlage der ,Leitlinien eine gemeinsame Grundlage fur die Arbeit gelegt,
die von weit mehr als den beteiligten Personen und Institutionen getragen wird und vom Rat
der Stadt Braunschweig am 31. Mai 2011 zur Kenntnis genommen wurde:

.Der Rat der Stadt Braunschweig nimmt die vom Beirat gegen Kinderarmut am
6. Dezember 2010 vorgelegten ,Braunschweiger Leitlinien zur Pravention von Kinder- und
Familienarmut und zur Linderung der Folgen‘ zur Kenntnis und beauftragt die Verwaltung,
diese bei ihrem weiteren Vorgehen gegen Kinderarmut und ihre Folgen in Braunschweig zu
Grunde zu legen.”

Entsprechend dem Ratsbeschluss richtet die Stadt ihr Handeln an diesen Grundséatzen aus.

Zur Konkretisierung der Leitlinien hat der Beirat in Abstimmung mit dem Netzwerk Hand-
lungsempfehlungen erarbeitet. Diese richten sich auch an die Stadt Braunschweig.

Im vorliegenden Handlungskonzept wird dargestellt, wie die Stadt Braunschweig im Rahmen
ihrer Zustandigkeiten ihren Verpflichtungen nachkommen wird.

Ein wesentlicher Teil kommunalen Handelns bezieht sich auf Handlungsfelder, die auch in
den Handlungsempfehlungen des Beirats benannt werden und setzt sich zum Ziel, vorhan-
dene Defizite zu beseitigen.

Dies betrifft die Schwerpunktbildung auf den Bereich friher Hilfen und vorschulischer Bil-
dung, die Ausgestaltung der schulischen Bildung durch Schaffung von Ganztagsangeboten
und verstarkten Einsatz schulischer Sozialarbeit oder die besondere Foérderung von Einrich-
tungen in Stadtteilen, in denen sich auch gemessen am Umfang der Kinderarmut eine
besondere Bedarfslage abzeichnet.





Das vorliegende Handlungskonzept orientiert sich wie die Handlungsempfehlungen des Bei-
rats an dem Modell der ,Préaventionskette®, d. h. der Benennung von Handlungsfeldern ent-
lang dem Alter der Kinder und Jugendlichen. Insbesondere den Verbindungen der einzelnen
Kettenglieder ist besondere Aufmerksamkeit zu widmen: Dem Einstieg in eine au3erfamilidre
vorschulische Bildung, dem Ubergang vom Kindergarten in die Grundschule, dem Ubergang
in die weiterfiihrenden Schulformen und schlieRlich dem Ubergang von der schulischen
Bildung in Beruf oder Studium.

Frihe Hilfen

Der Ausbau friher Hilfen bildet einen Schwerpunkt der Handlungsempfehlungen wie auch im
Handeln der Stadt.

Mit der Verabschiedung des Bundeskinderschutzgesetzes und des Gesetzes zur Koopera-
tion und Information im Kinderschutz® haben die Kommunen firr ihre Vorhaben, zu werden-
den Eltern friihzeitig Kontakt aufzunehmen und ihnen Unterstiitzung im Bedarfsfall anzubie-
ten, eine neue Rechtsgrundlage erhalten.

Die Stadt Braunschweig macht durch BegrufRungsanschreiben und -besuche deutlich, dass
jedes Kind willkommen ist und bietet allen Erziehungsberechtigen Hilfe und Unterstiitzung im
Bedarfsfall an.

Mit der Einrichtung eines ,Baby-Besuchsdienstes” soll das Hilfe- und Informationssystem fir
Familien erweitert werden.

Dazu soll ein begrifRendes Anschreiben an alle Eltern Neugeborener entwickelt werden, das
bei Bedarf auch mehrsprachig erfolgen soll. Die zu besuchenden Familien sollen ein Be-
gruBungspaket erhalten, das neben kleinen Geschenken Informationen Uber die Entwicklung
von Kindern und Uber das bestehende Hilfe- und Unterstiitzungssystem in Braunschweig gibt
und auch auf Stadtteil bezogene Angebote hinweist. Dieser Besuch kann nur ein Angebot
sein, Uber dessen Annahme und den Ort die Eingeladenen selbst entscheiden. Eine Ver-
pflichtung zur Wahrnehmung besteht nicht.

Vorgesehen ist die Schaffung einer zentralen Organisationseinheit und Zusammenfihrung
aller fachspezifischen Ressourcen rund um den Kinder- und Jugendschutz/ Frihe Hilfen/
Pravention. Dazu wird im Fachbereich Kinder, Jugend und Familie eine eigene Stelle Kinder-
und Jugendschutz/Friihe Hilfen gebildet, die wesentliche, auch aus dem Bundeskinderschutz
resultierende Aufgaben wahrnehmen wird. Dazu gehéren insbesondere die Beratung in
Kinderschutzfallen, die Bildung eines Netzwerks Fruhe Hilfen, der Einsatz von
Familienhebammen und die Bereitstellung von Unterstiitzungsangeboten in Fragen der
Kindesentwicklung.

Die Stadt kommt den ihr Gbertragenen Aufgaben u. a. dadurch nach, dass die personellen
Ressourcen in diesem Bereich durch sozialpddagogische Fachkréafte aufgestockt werden.
Dazu wurden 2012 vier zuséatzliche Stellen geschaffen und im 3. und 4. Quartal besetzt. Den
Stelleninhaberinnen obliegt als zentrale Aufgabe die Beratung in Kinderschutzfallen.

Weitere wesentliche Aufgabe ist die Schaffung/der Ausbau und die Weiterentwicklung von
Netzwerkstrukturen fir die Organisation und Bereitstellung Friher Hilfen. In Braunschweig ist
dabei die Einbindung des ,Runden Tischs Frihe Hilfen" in ein Gesamtnetzwerk vorgesehen.
Aufgabe des breit aufgestellten Netzwerks ist nach § 3 KKG, dass sich die Mitglieder gegen-
seitig Uber das jeweilige Angebots- und Aufgabenspektrum informieren, strukturelle Fragen
der Angebotsgestaltung und -entwicklung klaren und Verfahren im Kinderschutz aufeinander
abstimmen.*
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Die Stadt Braunschweig kann auf eine zehnjahrige Vernetzungsarbeit im Bereich der Friihen
Hilfen zurlckschauen. Mit Beteiligung am Modellprojekt ,,Aufsuchende Hilfe fur junge Mutter
— Netzwerk Familienhebammen® begriindete sich ein Runder Tisch ,Frihe Kindheit — Friihe
Hilfen".

Auch der Bezug der Handlungsempfehlungen auf die Einrichtung ,Familienhebammen®
findet seine Entsprechung im Gesetz®, mit einer engen Anbindung an das Netzwerk frithe
Hilfen. Das Projekt ,Familienhebammen® hat im Kontext der Sozialpadagogischen Familien-
hilfe in Braunschweig eine bereits zehnjahrigeTradition. Ihnen und der SPFH kommen die in
den Handlungsempfehlungen des Beirats beschriebenen Aufgaben intensiver und langer-
fristiger Hilfestellung zu.

Gesundheitsamt — Frauenhaus &
Jugendarztlicher Dienst Kliniken Drogen- Beratungsstella
Sozialpsychiatrischer Beratungs- DRK
Dienst Stelle BS
Pro Beratung f.
Lukaswerk Famili e Alleinerziehende
Hebammen —— amilia
Schule \ Kinderarzte Teens
+ .
Kinder-

. Baby Tages-
Kinder- u, /' Statten
Jugendlichenpsychotherapeuten Haus der

Familie Fachbereich
Ambet! FB Soziotherapie Kinder, JUQ end
De und Familie
rih L ASD, SPFH
Fryhfordelstel Ilen rRunder Tisch ' ‘
K&Ki, Lebenshilfe Friihe Kindheit - -nhek
Friihe Hi|!lfel'lf‘ etzwel Sozialdienst
M antram, Braunschweig Araunsc Biig Katholischer
Mehrgenerationen Haus Frauen
Fachhoch-
Baby schule Stiftung .
Gruppan BS/WF LEine P Stl&upg
nd Chance f. Pro Kind
- Kinder"
_ Beratungsstelle
.- T e Sabtt-

AWO Mutter- FH Projele Wellcome Gruppe

Kind- Kochen f.

Ki . Kind

Bﬂ,’mng Kinderschutzbund e.V. BEJ Beratung f. aer

Familien, ADK
1 Eltern- Erziehende und
Verbund Mutter-Kind Einrichtungen Kleinkind- | junge Menschen e,
sozialtherapeutischer Remeanhof-Stiftung Beratung LA
Einrichtungen St. Nikolaus

Es ist geplant, die Koordination der Familienhebammen an das Koordinierungszentrum
Kinderschutz anzugliedern und im Kontext des Ausbaus der Frihen Hilfen wiinschenswert,
den Stundenumfang aufzustocken. Der bisherige Umfang von 30 Wochenstunden der
Familienhebammen verteilt auf vier Hebammen deckt den Bedarf im Moment nicht. Die bis-
herige Praxis, im Bedarfsfall weitere Betreuungsbedarfe unkompliziert in eine Sozialpadago-
gische Familienhilfe Uberzuleiten, hat sich bereits langjahrig bewahrt.

Die Empfehlungen des Beirats sehen daruber hinaus den Einsatz von Familienkranken-
schwestern mit sozialpadagogischer Qualifikation im Anschluss an die Betreuung durch
Familienhebammen vor, um auch spater noch gezielt Unterstitzungsangebote fir Familien
mit Problemlagen vorzuhalten. Es wird geprift, ob das stadtische Konzept dahingehend
weiterentwickelt werden kann und wo die Aufgabe am zweckmafigsten anzusiedeln wére.
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Wie weit die Angebote eines BegrifRungsbesuchs angenommen werden, ob es gelingt,
hieran auch Ehrenamtliche oder Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter anderer Trager einzubeziehen
und ob die dann vorhandenen Ressourcen den Bedarf decken, lasst sich erst nach einer
gewissen Phase der Praxis beurteilen.

Dies gilt auch fur die Entwicklung und Funktion des Netzwerks Friihe Hilfen und die Um-
strukturierungen im Bereich der Familienhebammen. Hier ist die Abstimmung einer neuen
Organisationsstruktur innerhalb der Stadtverwaltung noch nicht abgeschlossen.

Vorschulische Angebote

Oberstes Ziel des kommunalen Handelns im Bereich vorschulischer Angebote ist derzeit der
Ausbau des Angebots von Krippen und Tagespflege, um die Erflillung des kinftigen Rechts-
anspruchs fur 1- bis unter 3-jahrige Kinder erfiillen zu kénnen. Dazu werden von 2008 bis
2014 rund 21 Mio. € in die Schaffung neuer Einrichtungen investiert, um eine Versor-
gungsquote von 40 % zu erreichen. Dieser Rechtsanspruch — wie auch der der Kinder Uber
3 Jahre bis zur Einschulung auf einen Kindergartenplatz — vermeidet, bei der Vergabe von
Platzen entscheiden zu missen zwischen dem Betreuungsbedarf wegen Erwerbstatigkeit
und Bedarf aus anderen Grunden. Er vermeidet somit auch eine Chancenungleichheit zu
Lasten der Kinder aus Familien, in denen die Eltern nicht erwerbstéatig sind. Die Realisierung
des Rechtsanspruchs auf einen Krippen-, Kindergarten- oder Tagespflegeplatz beugt einer
moglichen Diskriminierung von Kindern aus einkommensschwachen Familien vor und wirkt
im Sinne der generellen Zielstellung, alle Kinder zu ihren Rechten kommen zu lassen.

Der Betrieb der Krippen wird weiterhin mit dem bestehenden Personalschliissel geschehen.
Investitionen in eine Verkleinerung von Krippengruppen oder eine Erhdhung der Personal-
schlussel verbieten sich derzeit angesichts der fur einen bedarfsgerechten Ausbau notwen-
digen Investitionsmittel und des zunehmend enger werdenden Angebots an notwendigen
Fachkraften.

Darlber hinaus verfolgt die Stadt Braunschweig den Ansatz, Kinder in Einrichtungen in
Stadtteilen mit besonderem Foérderbedarf besonders zu férdern. Damit verbunden ist eine
zusatzliche Forderung in Héhe von 960.000 €.

Nach dem Beschluss des Rates der Stadt Braunschweig vom 8. Mai 2012 gibt es fiir Regel-
kindertagesstatten in den Stadtteilen mit dem gré3ten Handlungsbedarf (Stadtbezirke 221
Weststadt, 310 Westliches Ringgebiet, 132 Viewegs Garten/Bebelhof und 331 Nordstadt)
neben der Grundférderung zusatzliche Mittel, um den besonderen Forderbedarfen der dort
lebenden Kinder, aber auch den Unterstitzungs- und Begleitbedarfen der Eltern infolge oft-
mals vielfaltiger Problemlagen besser entsprechen zu kénnen. Konkret erhalten die Einrich-
tungen fur den zusatzlichen Personalbedarf jahrliche Pro-Gruppen-Betrage, die je nach
Angebotsform zwischen 4.400 € und 8.800 € liegen. Damit kann in diesen Stadtteilen ein
weiterer wesentlicher Schritt zum Abbau von Bildungsbarrieren und der Milderung bzw. Ver-
hinderung der Auswirkungen von Kinderarmut in Braunschweig realisiert werden.

Entsprechend dem Ratsbeschluss vom 8. Mai 2012 werden Kindertagesstatten sukzessive

zu Kinder- und Familienzentren ausgebaut. Ein entsprechendes Konzept befindet sich der-
zeit in der Diskussion zwischen der Stadt und den freien Tragern.
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Grundlegendes Ziel ist es, die Eltern/Familien durch ein umfassendes Angebot aus einer
Hand in ihrer Erziehungsaufgabe zu unterstitzen und damit fir die Kinder verbesserte
Lebens- und Entwicklungsbedingungen zu schaffen. Erstmalig zum Kindergartenjahr 2012/
2013 werden in der Stadt Braunschweig insgesamt sechs von Regelkindertagesstéatten in
Familienzentren umstrukturierte Einrichtungen geférdert. In dieser ersten Ausbaustufe sind
enthalten die Kita Muldeweg (AWO; Stadtbezirk 221 Weststadt), die Kita Ahrplatz (Ev.-luth.
Kirchenverband; Stadtbezirk 221 Weststadt), die Kita Broitzemer Stral3e einschl. Auf3enstelle
liImweg (DRK; Stadtbezirk 310 Westliches Ringgebiet), die Kita Schwedenheim (Stadt
Braunschweig; Stadtbezirk 310 Westliches Ringgebiet), die Kita St. Georg (Ev.-luth. Kirchen-
verband; Stadtbezirk 331 Nordstadt) und die Kita St. Nikolaus (Caritasverband; Stadt-
bezirk 132 Viewegs Garten-Bebelhof). Ab dem Kindergartenjahr 2013/2014 werden in den
dann folgenden Ausbaustufen bis hin zu einer mdglichen Flachendeckung jahrlich zwei
weitere Kindertagesstattenstandorte in den Umsetzungsprozess einbezogen. Familien-
zentren erhalten eine zusatzliche Férderung in Hohe von jahrlich 40.000 € zur Abdeckung
der aus dem Angebot resultierenden zusatzlichen Personal- und Sachkosten.

Mit dem Ansatz, Kindertagesstatten zur Kinder- und Familienzentren zu erweitern, wird auch
den Intentionen Rechnung getragen, Eltern in der Wahrnehmung ihrer Erziehungsaufgaben
entsprechende Unterstlitzung zukommen zu lassen.

Den Kindertageseinrichtungen kommt eine zentrale Funktion zu, etwaige herkunftsbedingte
Defizite zu erkennen und ausgleichen zu helfen und die Kinder auf einen erfolgreichen
Schulstart vorzubereiten. Dazu missen sie mit ausreichenden materiellen und personellen
Ressourcen ausgestattet sein. Die Einrichtungen missen in die Lage versetzt werden, spe-
zifischem Forderungsbedarf Rechnung zu tragen, auch indem an Externe verwiesen wird,
wenn die Hilfestellung nicht in und von den Einrichtungen erfolgen kann.® Das Ziel kommu-
nalen Handelns muss es sein, alle Kinder fur eine Einschulung und einen erfolgreichen
Schulstart fit zu machen. Vorrangig in Stadtteilen mit besonderem Fdrderbedarf tragt die
Stadt dem entsprechend dem Konzept fur die Arbeit mit verhaltensgestérten und/oder ent-
wicklungsverzogerten Kindern von 1995 Rechnung. Sie beteiligt sich im Bereich der friihen
sprachlichen Bildung und Forderung an entsprechenden Forderprogrammen und stellt Mittel
zur Verflgung.

Analog dem Verfahren zur Sprachstandfeststellung, das so rechtzeitig erfolgt, dass vor der
Einschulung noch bei Bedarf Hilfestellungen erfolgen kénnen, sind flachendeckende Unter-
suchungen in Kindertagesstatten ca. ein bis zwei Jahre vor der Einschulung zur
Sicherstellung der Chancengleichheit von Kindern mit sozialer Benachteiligung, aus
bildungsfernen Elternhausern, aus von Armut betroffenen Familien und Familien mit
Migrationshintergrund notwendig. Nach aktuellen Studien bedirfen ca. 25 % eines
Jahrgangs einer besonderen Beratung, Betreuung, Behandlung und Beobachtung, um das
Ziel ,Gleiche Chancen fiur alle Kinder“ erreichen zu kdnnen. Die Verwaltung prift, unter
welchen Voraussetzungen eine solche friihzeitige Untersuchung realisiert werden kann.

Darlber hinaus sollen Erkenntnisse aus den Schuleingangsuntersuchungen genutzt werden,
um auch spezifische Hilfe- und Fdrderangebote zu machen, wenngleich es sich dabei um
einen spéateren Forderbeginn handelt, da die Chancengleichheit zum gemeinsamen Schul-
beginn nicht mehr erreicht werden kann.
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Eine zusatzliche Hilfestellung fur die Einrichtungen kann Uber den Braunschweiger Fonds fur
Kinder und Jugendliche geleistet werden, der derzeit aus Spendenmitteln gespeist wird
(siehe unten). Den Tragern der Kindertagesstatten wird ein an der von ihnen ermittelten Zahl
bedirftiger Kinder in ihren Einrichtungen orientierter pauschaler Betrag zur Verfligung
gestellt, der u. a. Aktivitaten ermdglichen soll, fir die die Eltern monetére Beitrage leisten
muissen. Da nicht alle Eltern dazu in der Lage sind, kdnnen diese pauschalen Betrage
helfen, die Defizite auszugleichen.

Grundschulen

Die Stadt Braunschweig ist in ihrer Rolle als Schultrager der offentlichen Schulen fur die
auRReren Schulangelegenheiten zustandig. Neben der Schulorganisation inklusive Errichtung
und Aufhebung von Schulen gehdrt der Unterhalt von Schulen, also die Bereitstellung von
entsprechenden Raumangeboten und Sachausstattungen, zu den zentralen Aufgaben. Der
Schultrdger zeichnet jedoch nicht verantwortlich fur die inneren Schulangelegenheiten wie
Einstellung des padagogischen Personals, Bildungsziele, Lehrplane und Unterrichtsgestal-
tung. Hierflr ist das Land Niedersachsen als Schulbehérde zustandig. Anders als im KITA-
Bereich hat der kommunale Trager im Schulbereich keinen Einfluss auf die inhaltliche, pro-
grammatische und padagogische Ausrichtung.

Entsprechend seinen Aufgaben als Schultrdger betreibt die Stadt den Ausbau der allge-
meinbildenden Schulen zu Ganztagsschulen. Fir den Bereich der Grundschulen beauftragte
der Rat im Dezember 2008 die Verwaltung mit der Erarbeitung eines Konzepts zur Um-
wandlung der Grundschulen in offene Ganztagsschulen.

Im aktuellen Schuljahr 2012/2013 arbeiten folgende Schulen im Primarbereich nach dem
Offenen Ganztagskonzept:

Grundschulen: AltmihistraRe, Am Schwarzen Berge, Bebelhof, Birgerstrale, Comenius-
stral3e, Diesterwegstralle, Gartenstadt, Heidberg, HeinrichstralRe, IsoldestralRe, Klint, Rihme
sowie die Grundschulzweige der Grund- und Hauptschulen PestalozzistraRe und Riningen.
Ab dem Schuljahr 2013/2014 soll die GS Hohestieg hinzukommen. Fir das Schul-
jahr 2014/2015 ist die Umwandlung der GS IlimenaustraBe und Rheinring in Offene
Ganztagsschulen geplant. Weitere Planungen Uber diesen Zeitraum hinaus werden mit der
zukunftigen Schulentwicklungs- und Jugendhilfeplanung erfolgen.

Die in den Handlungsempfehlungen des Beirats skizzierte ,Ganztagsgrundschule im Stadt-
teil* geht noch Uber das bereits bestehende Rahmenkonzept der stadtteilorientierten OGS
der Stadt Braunschweig hinaus. Dieses Modell betrachtet die Grundschulen &hnlich wie Kin-
dertageseinrichtungen als Einrichtungen mit Stadtteilbezug. Damit ist nicht nur der regionale
Bezug der Schuilerinnen und Schiiler gemeint (fir die Grundschulen bestehen verbindliche
Schulbezirke). Gemeint ist auch eine Offnung der Schule in den Stadtteil hinein. Das Modell
bezieht Eltern und Schilerinnen/Schuler sowie externe Ressourcen in die Gestaltung des
Schulalltags ein. Dies hatte im Sinne des Chancenausgleichs fir Kinder aus benachteili-
genden Lebenssituationen deutliche Vorteile. Die Verbindung von Ganztagsgrundschule und
Schulsozialarbeit und einer Offnung in den Stadtteil soll zun&chst modellhaft erprobt werden,
prioritar in Stadtteilen mit besonderem sozialem Bedarf.

Die von diesem Modell geforderte Kooperation u. a. der kommunalen Jugendarbeit besteht
bereits in vielfaltiger Weise und kann entsprechend der vorhandenen Ressourcen weiter
ausgebaut werden.

Die derzeit unterschiedliche Finanzierung der Nachmittagsangebote sollte perspektivisch
vereinheitlicht werden.
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Eine Abgrenzung kommunaler und Landeszustandigkeiten ist nicht immer eindeutig zu
betreiben. Unterschiedliche Auffassungen von Zustandigkeiten dirfen aber nicht zu Lasten
der Kinder gehen. Aus diesem Grund hat die Stadt weitgehende Aufgaben in der Gewéhr-
leistung von Sozialarbeit an den Schulen Gbernommen.

In Braunschweig wird Schulsozialarbeit an zurzeit sechs Grundschulen angeboten. Die ent-
sprechenden sozialpddagogischen Fachkrafte sind in stadtischer bzw. in freier Tragerschaft
tatig. Die Standorte fur die Schulsozialarbeit in Grundschulen sind hauptséchlich in Einzugs-
gebieten mit erhdhtem Unterstitzungsbedarf angesiedelt. Vor dem Hintergrund der positiven
Ruckmeldungen aus den betreffenden Grundschulen sowie gestitzt durch diverse Erhe-
bungen und Publikationen in der Fachliteratur ist davon auszugehen, dass Schulsozialarbeit
in Grundschulen sowohl unmittelbar als auch mittel- bzw. langfristig eine Wirkung erzielt.
Eine dauerhafte Sicherstellung der finanziellen Ausstattung der bestehenden Stellen ist
beschlossen, eine Ausweitung der Schulsozialarbeit auf weitere Grundschulen wird ange-
strebt.

Weiterfihrende Schulen

Ein wichtiges defizitausgleichendes Instrument ist die Organisation der allgemeinbildenden
Schulen als Ganztagsbetrieb. Der weitere Ausbau ist ein zentrales Anliegen der Stadt
Braunschweig im Bereich der kommunalen Bildungsaufgaben.

Mit Beginn des Schuljahres 2012/2013 arbeiten 21 stadtische allgemeinbildende Schulen im
Sekundarbereich als Ganztagsschulen (drei Hauptschulen, zwei Realschulen, acht Gymna-
sien, drei Forderschulen und finf Integrierte Gesamtschulen). Somit befinden sich alle
Gesamtschulen und acht von neun Gymnasien im Ganztagsbetrieb. Dieses Angebot wird
noch erganzt von Ganztagsschulen in freier Tragerschaft.

Auch hier gilt, dass die inhaltliche Gestaltung des Schulbetriebs Landesaufgabe und Auf-
gabe der Schulen selbst ist. Es ergeben sich aber vielfaltige Schnittmengen, insbesondere
zur kommunalen Jugendhilfe. Die Kooperation von Schule und Jugendhilfe hat in Braun-
schweig eine lange Tradition und befindet sich in einem kontinuierlichen Ausbau.

Fur den Bereich der weiterfihrenden Schulen stellt die Jugendhilfe in unterschiedlicher
Trégerschaft Hilfen und Beratungsangebote zur Verfiugung. Der Zugang fir einzelne
Schilerinnen und Schiler muss jedoch jeweils durch eine entsprechend ausgestaltete
Kooperation der Schulen mit dem Jugendhilfetrager und den Tragern der Angebote ziel-
gruppengerecht, bspw. niedrigschwellig, angeboten werden. Eine besondere Rolle innerhalb
der Hilfen fallt der durch die Jugendforderung im Netzwerk Schulsozialarbeit in Braun-
schweig koordinierten und durch die Stadt und freie Trager erbrachten Schulsozialarbeit an
weiterfihrenden, allgemeinbildenden Schulen zu. Die Fortsetzung der Schulsozialarbeit (an
allen Hauptschulen und einer der Forderschulen) ist gewahrleistet, eine Verstetigung Uber
2014 hinaus ist notwendig. Eine Ausweitung ist von Schulen nicht nur gewtinscht, sondern
aus Perspektive der Jugendhilfe vorrangig an Realschulen und Integrierten Gesamtschulen
auch notwendig. Gemalf der kommunalen Konzeption zur Schulsozialarbeit stehen sowohl
der Erwerb sozialer und beruflicher Kompetenzen als auch die sozialpadagogische Beglei-
tung von Schilerinnen und Schilern (Einzelfallhilfe) sowie Netzwerkarbeit im Gemeinwesen
im Mittelpunkt der Schulsozialarbeit.

Eine weitere Aufgabe kommunaler Jugendarbeit in Kooperation mit den Schulen ist die
Arbeit mit Schulverweigerern. Durch die Entfristung der Beschaftigung von funf Sozial-
arbeiterinnen/Sozialarbeitern des Projekts ,2. Chance* konnte der Fortbestand dieses Ange-
bots gesichert werden.
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Die dort praktizierte Zusammenarbeit zwischen Jugendhilfe, Schule, Fachbereich Offentliche
Sicherheit und anderen am Thema beteiligten Akteuren flihrt zu einer engen Begleitung und
hohen Reintegrationsquoten von Schulverweigerern. Die Koordinierungsstelle sorgt dafur,
dass heute noch verweigernden Schiilern die Chance auf berufliche Teilhabe gewahrt bleibt.
Bislang ist das Angebot auf kooperierende Forder-, Haupt- und Realschulen sowie eine der
berufsbildenden Schulen ausgerichtet. Mittelfristig sollen Gymnasien eingebunden werden,
langfristig weitere Berufsschulen. Koordiniert wird die Arbeit mit Verweigerern durch die
Jugendfdrderung im fir dieses Thema zentralen Arbeitskreis Schulverweigerung und Schul-
schwéanzen.

Schulabschluss und Ubergangsmanagement

Bemihungen um Hilfestellung fiir Schiilerinnen/Schiler auf dem Weg in weiterfihrende
Schulen oder eine Berufsausbildung stehen derzeit im Mittelpunkt unterschiedlicher Projekte
in unterschiedlichen Tragerschaften.

Durch die Umwandlung der bis dahin befristeten flnf Stellen der Kompetenzagentur in Plan-
stellen konnte die dauerhafte Weiterfuihrung einer Ubergangsbegleitung durch die Jugend-
forderung sichergestellt werden. Gemeinsam mit Haupt- und Berufsschulen, Jobcenter,
Allgemeinen Sozialdienst, Unternehmen und Stiftungen wurde ein Ubergangsnetzwerk
geschaffen. Fir jeden erreichten Jugendlichen werden weiterfihrende Wege und Ziele
entwickelt. Alle werden in weiterfihrende Angebote wie Schulen oder Berufsausbildung
begleitet.

Auch die Schulabgangerbefragung der Jugendhilfe sichert Ubergange zwischen allgemein-
und berufsbildenden Schulen ab. Ein Verlorengehen von Schilerinnen und Schuilern wird
verhindert, indem Ubergangswege zwischen den Systemen verfolgt werden, Unklarheiten
klaren sowohl die Kompetenzagentur als auch die Koordinierungsstelle Schulverweigerung,
der Allgemeine Sozialdienst sowie das Pro-Aktiv-Center.

Mit der ,Berufsorientierung in Braunschweig“ (BOBS) wurde 2011 gemeinsam mit der
Agentur fir Arbeit ein fur alle Schulformen zentrales Instrument zur vertieften Berufsorientie-
rung initiiert. Dieses hat sich als sinnvoll herausgestellt. BOBS soll langfristig etabliert, mit
bestehenden Angeboten verbunden und in die Jugendférderung integriert werden. Zur
besseren Koordinierung jugendhilflicher Angebote wurde in der Jugendférderung die Stelle
Jugendsozialarbeit eingerichtet, die auch BOBS stéandig begleiten soll.

Eine dariiber hinausgehende Zusammenfilhrung von Forderinstrumenten des Ubergangs-
systems durch ein kommunales Ubergangsmanagement ist notwendig. Dazu sind weitere
Personalressourcen erforderlich. Durch die Jugendférderung wird zurzeit ein Konzept flr ein
koordinierendes Ubergangsmanagement entwickelt. Die AG Ausbildungsstellensituation/
Jugendarbeitslosigkeit der Jugendférderung soll als begleitendes Gremium fir ein das
System transparent und Ressourcen steuerndes kommunales Ubergangsmanagement
eingebunden werden.
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Gleiche Chancen fir alle Kinder — Indikatoren zur ,,Chancengerechtigkeit®

In Deutschland sind die Chancen von Kindern, z. B. auf Erwerb eines hoherwertigen Schul-
abschlusses, starker als in vielen anderen Landern abhdngig vom sozialen Status ihrer
Eltern’. Kinder aus einkommensarmen Familien sind vielfaltig benachteiligt. Ziel
kommunalen Handelns ist, die Benachteiligungen mdglichst zu beseitigen, so gering wie
maoglich zu halten oder zu kompensieren. Dazu ist es erforderlich, dass die notwendigen
Angebote und Dienstleistungen so ausgestaltet sein, dass sie einkommensschwachen
Kindern, Jugendliche und Eltern gleichermalRen zugénglich sind.

Dies zu bemessen hat der Beirat einen Kriterienkatalog unter der Uberschrift ,Indikatoren zur
Chancengerechtigkeit* aufgestellt.

Angebote sollen demnach erschwinglich, niedrigschwellig, diskriminierungsfrei, bedirfnis-
und beteiligungsorientiert, ausreichend und dauerhaft vorgehalten werden.

Die Verwaltung trgt die Intention des Beirats mit, dass alle notwendigen Angebote fir
Kinder und Jugendliche diskriminierungsfrei auch fur Kinder und Jugendliche aus Familien
mit geringem Einkommen erreichbar sein missen. Sie halt die in den Empfehlungen aufge-
fihrten sieben Kriterien flir geeignet, um Angebote und Einrichtungen auf ihre chancen-
gerechte Ausgestaltung hin prifen zu kénnen bzw. um als Messgro3en fiir eine qualitative
Weiterentwicklung von Angeboten und Einrichtungen verwendet zu werden.

Wie weit die Stadt von sich aus die Kriterien des Beirats bei der Entscheidung Uber Antrage
auf Forderung von Angeboten Tragern anlegen kann, muss unter der Fragestellung gepruift
werden, ob diese mit den geltenden Forderrichtlinien in Einklang zu bringen wéren.

Fur die geforderte Beteiligung der Betroffenen miissen neue Ansatze entwickelt werden, die
eine Diskriminierung ausschlief3en.

Bedeutung des Stadtteils

Die Handlungsempfehlungen und das kommunale Handlungskonzept setzen sich gleicher-
mafden das Ziel, Benachteiligungen von Kindern und Jugendlichen soweit es moglich ist zu
begrenzen oder zu beseitigen. Der Stadtteil spielt hierbei eine doppelte Rolle. Auf der einen
Seite ist zu konstatieren, dass es ,benachteiligende Quartiere und Stadtteile” gibt. Dies
bezieht sich nicht nur auf den Ruf eines Quartiers oder das Image von Stadtteilen, es bezieht
sich auch auf die ganz konkreten Lebensbedingungen. Deshalb ist eine aktive Stadtteil-
entwicklungspolitik nétig, die Benachteiligungen aufspiirt und beseitigt.

Auf der anderen Seite halten das Quartier oder der Stadtteil auch Ressourcen vor, die es zu
nutzen und die es zu entwickeln gilt.

Bei der Stadtteilentwicklung ist tber die bewahrte Beteiligung von Kindern und Jugendlichen
bei der Planung ihnen zukommender Raume hinaus darauf zu achten, dass soziale Raume
entstehen oder geschaffen werden, die der Entwicklung der Kinder und Jugendlichen forder-
lich sind.

Auf der anderen Seite muss die Ausstattung der Stadtteile mit einer entsprechenden stadt-
teilbezogenen sozialen Infrastruktur gepruft werden. Die Lebenswelten der Kinder beziehen
sich wesentlich starker auf ihr direktes Wohnumfeld als die der meisten Eltern und Erwach-
senen.
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In vielen Stadtteilen Braunschweigs gibt es Vernetzungen und Kooperationen mit dem Ziel,
die Menschen und Institutionen zusammenzubringen, die sich fir bessere Bedingungen des
Aufwachsens von Kindern und Jugendlichen im Quartier einsetzen. So sind neben den
Kinder- und Jugendzentren auch Kindertagesstatten und Bezirkssozialarbeiter des
allgemeinen Sozialdienstes Mitglieder und zum Teil auch die Initiatoren dieser
Zusammenschlisse. Die bestehenden Netzwerke und Kooperationen haben sich bewahrt
und sind flachendeckend in Braunschweig in allen Stadtteilen zu entwickeln.

Vor Ort ansassige Institutionen werden in ihren Bemuhungen unterstitzt, in Stadtteilkonfe-
renzen und ahnlichen Organisationsformen zusammenzuarbeiten und die Zusammenarbeit
mit stadtteilexternen Anbietern sozialer Dienstleistungen zu suchen. Diese stadtteil-
bezogenen Bemihungen bedirfen auch materiell eines zentralen Ortes. Dies kbnnen die
Kinder- und Familienzentren sein, Jugendzentren, Quartierszentren und Stadtteilburos.

Organisation des Prozesses

Netzwerk und Beirat Kinderarmut

Im Jahr 2007 wurden in Braunschweig die Grundlagen fur die derzeitige kommunale Arbeit
zur Pravention von Kinderarmut und zur Linderung ihrer Folgen gelegt. Unter breiter Beteili-
gung gesellschaftlicher Gruppen, Vertreterinnen/Vertretern von Betroffenen und Anbietern
unterschiedlicher sozialer Dienstleistungen wurde auf dem 1. Expertenhearing das Netzwerk
Kinderarmut ins Leben gerufen. Aus dem grofRen Kreis bildete sich einen Monat spéter ein
Beirat, der im Auftrag des Netzwerks seine Arbeit aufnahm. Ihm oblag die Schaffung und
Organisation des Schulkostenfonds (spater Braunschweiger Fonds fir Kinder und Jugend-
liche) und Abwicklung eines Spendenvolumens von inzwischen Uber rd. 1 Mio. Euro. Der
Beirat entwickelte die Leitlinien und die Empfehlungen fiir ein Handlungskonzept. Die breite
Basis, auf der die kommunale Arbeit gegen Kinderarmut gestellt werden konnte, flhrte zu
einer produktiven und konstruktiven Arbeitsweise. Das entwickelte Instrumentarium wird
beibehalten. Die Organisation der Arbeit und die Geschéftsfiihrung der Gremien liegen in der
Hand der Verwaltung.

Schulkostenfonds/Braunschweiger Fonds fur Kinder und Jugendliche

Fur den Braunschweiger Fonds fiir Kinder und Jugendliche werden verbindliche Vergabe-
kriterien aufgestellt. Die Entscheidungen lber den Einsatz von Mitteln werden vom Beirat im
Auftrag des Netzwerks getroffen. In definierten Einzelfallen wird die Entscheidungskompe-
tenz einem kleineren Gremium uUbertragen. Die Stadt verwaltet die Mittel bis auf Weiteres
treuhanderisch und betreibt die Verwaltung der Spendenmittel.

Datenbank

Die Handlungsempfehlungen des Beirats sprechen sich fur die Einrichtung einer Datenbank
aus, die Hinweise auf Hilfemdglichkeiten enthalten soll, die von Betroffenen wie von
Beratenden gleichermal3en genutzt werden kdnnen. Der Aufbau wird derzeit von der Burger-
stiftung mit Unterstiitzung aus dem Kreis der Beiratsmitglieder betrieben. Dartber hinaus ist
bereits ein Portal des Praventionsrats (www.braunschweig-hilft.de) verfigbar, in dem unter
dem Gesichtspunkt der Pravention Links zu diversen Beratungseinrichtungen erreicht
werden kénnen.
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Koordinationsstelle

Die Stadt hat vor allem im organisatorischen, verwaltenden und planerischen Bereich viel-
féaltige Aufgaben tUbernommen, ohne dass dies zu einer veranderten Personalausstattung
gefuhrt hat. Der Beirat schlagt in seinen Handlungsempfehlungen die Einrichtung einer
kommunalen Koordinationsstelle vor.

Mit dem vorliegenden Handlungskonzept greift die Stadt eine Vielzahl von Anregungen und
Vorschlagen des Beirats auf. Dies umzusetzen erfordert auf der koordinierenden Ebene
zusatzliche Ressourcen, wie in den Empfehlungen des Beirats fir eine kommunale Koordi-
nationsstelle beschrieben. Die damit verbundenen Aufgaben sind weder die einer zentralen
Anlaufstelle noch einer oder eines Beauftragten. Die Verwirklichung der Kinderrechte ist und
bleibt auch mit dem Handlungskonzept eine Querschnittsaufgabe aller beteiligten Organisa-
tionseinheiten. Weder Zustandigkeit noch Verantwortung kann hier delegiert werden. Feder-
fuhrend in der Organisation und Planung des Prozesses ist das Sozialreferat. Die Zustandig-
keit bleibt erhalten. Entsprechende zusétzliche Ressourcen sind nicht vorhanden, so dass es
der Schaffung einer zusétzlichen Planstelle bedarf (z. B. FH-Absolvent o. &. mit entspre-
chenden Erfahrungen, ggf. auch unterhalb VZ-Stelle).

Die mit der Einrichtung einer zentralen Koordinationsstelle seitens des Beirats verbundenen
Vorstellungen wurden dem Sozialausschuss auf Anfrage mitgeteilt. Zu den Aufgaben, die mit
dieser Stelle verbunden sind, gehdren demnach:

1.  Geschaftsfihrung des Préaventionsnetzwerks und des Beirats und Abstimmung der
Aktivitaten

2. Beratung, Orientierung und Unterstitzung fir Akteure

3. Unterstiitzung bei Projekt- und Programmentwicklung, Begleitung der Umsetzung des
Handlungskonzepts

4. Hilfestellung bei Netzwerkbildung und Gestaltung von Ubergangen zwischen den
einzelnen Bestandteilen der Praventionskette

5. Beobachten der Entwicklung und benennen von Handlungsnotwendigkeiten und
-moglichkeiten

6.  Geschéftsfiihrung des Braunschweiger Fonds fur Kinder und Jugendliche

Zum Aufgabenspektrum gehdren demnach koordinierende Téatigkeiten, Beratung von
Akteuren, Unterstitzung und Begleitung bei der Umsetzung der Handlungsempfehlungen
sowie die Geschéftsfuhrung des Braunschweiger Fonds fur Kinder und Jugendliche (ehe-
mals ,Schulkostenfonds”). Die Koordinationsstelle ist ausdricklich keine (weitere) Anlauf-
und Beratungsstelle fur Burgerinnen und Blrger. Sie kann bei Bedarf an zustandige Einrich-
tungen qualifiziert weiter verweisen. Eine Ubertragung von Entscheidungskompetenzen vom
Netzwerk oder Beirat ist nicht intendiert.

Die Stadt stellt sich ihrer Verantwortung, die sie als Trager der Jugendhilfe und der Daseins-
vorsorge auch fir Kinder und Jugendliche hat. Sie setzt sich daflir ein, dass Kinder und
Jugendliche ihr Recht auf Aufwachsen im Wohlergehen verwirklichen und gleiche Chancen
nutzen kdénnen, unabhangig von sozialem Status oder Herkunft.
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Die Stadt ist weder alleinige Verantwortliche noch alleinige Akteurin. Die Beseitigung von
Armut — auch von Armut von Kindern und Jugendlichen —, das Begrenzen oder Vermeiden
benachteiligender Auswirkungen sind gesellschaftliche Aufgaben, an denen die Stadt
Braunschweig teil hat. Dementsprechend ist Handeln als kooperativer Prozess angelegt. Ziel
ist es, die von der Stadt zu verantwortende Infrastruktur, Angebote und soziale Dienste so zu
organisieren, dass sie helfen kdnnen, Benachteiligungen zu begrenzen oder zu beseitigen.

Die Zukunft der Stadtgesellschaft liegt in den kleiner werdenden nachwachsenden Genera-

tionen. Investitionen in ein moglich frihzeitig einsetzendes Bemihen, heranwachsende
Potentiale nicht unentwickelt zu lassen, sind damit auch Investitionen in die eigene Zukunft.

Weitere Anlagen zum kommunalen Handlungskonzept
Leitlinien

Liste der Erstunterzeichner
Handlungsempfehlungen
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! http://www.unicef.de/fileadmin/content_media/mediathek/D_0006_Kinderkonvention.pdf

% Gesetz zur Starkung eines aktiven Schutzes von Kindern und Jugendlichen (Bundeskinderschutz-
gesetz - BKiSchG) G. v. 22.12.2011 BGBI. | S. 2975 (Nr. 70); Geltung ab 01.01.2012

Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG) v. 22.12.2011 BGBI. | S. 2975 (Nr.
70); Geltung ab 01.01.2012

% Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG)

§ 2 Information der Eltern Uber Unterstitzungsangebote in Fragen der Kindesentwicklung

(1) Eltern sowie werdende Mutter und Vater sollen Uber Leistungsangebote im értlichen Einzugs-
bereich zur Beratung und Hilfe in Fragen der Schwangerschaft, Geburt und der Entwicklung des
Kindes in den ersten Lebensjahren informiert werden.

(2) Zu diesem Zweck sind die nach Landesrecht fur die Information der Eltern nach Absatz 1 zustén-
digen Stellen befugt, den Eltern ein personliches Gespréach anzubieten. Dieses kann auf Wunsch der
Eltern in ihrer Wohnung stattfinden. Sofern Landesrecht keine andere Regelung trifft, bezieht sich die
in Satz 1 geregelte Befugnis auf die ortlichen Tréager der Jugendhilfe.

* Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG)

§ 3 Rahmenbedingungen fur verbindliche Netzwerkstrukturen im Kinderschutz

(1) In den Landern werden insbesondere im Bereich Friher Hilfen flachendeckend verbindliche
Strukturen der Zusammenarbeit der zustandigen Leistungstrager und Institutionen im Kinderschutz mit
dem Ziel aufgebaut und weiterentwickelt, sich gegenseitig Giber das jeweilige Angebots- und
Aufgabenspektrum zu informieren, strukturelle Fragen der Angebotsgestaltung und -entwicklung zu
klaren sowie Verfahren im Kinderschutz aufeinander abzustimmen.

® Gesetz zur Kooperation und Information im Kinderschutz (KKG)

§ 3 Rahmenbedingungen fur verbindliche Netzwerkstrukturen im Kinderschutz

(4) Dieses Netzwerk soll zur Beférderung Friiher Hilfen durch den Einsatz von Familienhebammen
gestarkt werden. Das Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend unterstutzt den
Aus- und Aufbau der Netzwerke Friihe Hilfen und des Einsatzes von Familienhebammen auch unter
Einbeziehung ehrenamtlicher Strukturen durch eine zeitlich auf vier Jahre befristete Bundesinitiative,
die im Jahr 2012 mit 30 Millionen Euro, im Jahr 2013 mit 45 Millionen Euro und in den Jahren 2014
und 2015 mit 51 Millionen Euro ausgestattet wird. Nach Ablauf dieser Befristung wird der Bund einen
Fonds zur Sicherstellung der Netzwerke Friihe Hilfen und der psychosozialen Unterstiitzung von
Familien einrichten, fur den er jahrlich 51 Millionen Euro zur Verfligung stellen wird. Die Ausgestaltung
der Bundesinitiative und des Fonds wird in Verwaltungsvereinbarungen geregelt, die das Bundes-
ministerium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
der Finanzen mit den Landern schlief3t.

6beispielhaft die verpflichtenden Sprachstandfeststellungen und die daraus resultierenden Férdermal3-
nahmen:

Jeweils ca. 15 Monate vor der Einschulung werden im Rahmen der Schulanmeldung bei allen im
darauffolgenden Schuljahr schulpflichtigen Kindern die deutschen Sprachkenntnisse in einem kind-
gerechten spielerischen Verfahren festgestellt. (,Fit in Deutsch*) Wenn die Deutschkenntnisse des
Kindes nicht ausreichen, um erfolgreich am Unterricht der 1. Klasse teilzunehmen, wird es im Schul-
jahr vor der Einschulung zur Teilnahme an einer schulischen Sprachférdermanahme verpflichtet.
Lehrkrafte der Grundschule bzw. sozialpadagogische Fachkrafte aus dem Schulkindergarten arbeiten
mit den Kindern an der Verbesserung ihrer Sprachkenntnisse. Die Férdermaf3nahmen sollen in
Abstimmung oder gemeinsam mit den Fachkraften der Kindertageseinrichtungen durchgefthrt
werden.

Quelle und Naheres: Niederséchsischer Bildungsserver unter
http://nibis.ni.schule.de/nibis.phtmI?menid=953

" In Deutschland hangt der schulische Erfolg von Kindern starker von der sozialen Herkunft ab als in
vielen anderen Landern. Das belegen Untersuchungen in Deutschland und internationale Vergleichs-
studien. Insbesondere die PISA- und IGLU-Studien weisen die entscheidende Bedeutung der sozialen
Situation fur Erfolge und Misserfolge in der Bildungslaufbahn nach. Heike Solga, Wie das deutsche
Schulsystem Bildungsungleichheiten verursacht. WZB Wissenschaftszentrum Berlin fir Sozial-
forschung. WZBBrief Bildung 01, Oktober 2008. Quelle: Heike Solga
http://bibliothek.wzb.eu/wzbrief-bildung/WZbriefBildung200801_solga.pdf
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		Der Ausbau früher Hilfen bildet einen Schwerpunkt der Handlungsempfehlungen wie auch im Handeln der Stadt.

		Mit der Verabschiedung des Bundeskinderschutzgesetzes und des Gesetzes zur Kooperation und Information im Kinderschutz1F  haben die Kommunen für ihre Vorhaben, zu werdenden Eltern frühzeitig Kontakt aufzunehmen und ihnen Unterstützung im Bedarfsfall...




6. Dezember 2010

,Braunschweiger Leitlinien
zur Pravention von
Kinder- und Familienarmut
und zur Linderung der

Folgen®

Vorgelegt vom Beirat gegen Kinderarmut im Auftrag des Praventionsnetzwerkes





Einleitung

Die Bundesregierung verpflichtet sich im Nationalen Aktionsplan ,Fur ein kindergerechtes
Deutschland” (2005 - 2010) zu einer kinderfreundlichen Politik. Neben Chancengerechtigkeit
durch Bildung, Aufwachsen ohne Gewalt, Férderung eines gesunden Lebens, gesunder
Umweltbedingungen und der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen wird die Entwicklung
eines angemessenen Lebensstandards fur alle Kinder -Bek&dmpfung der Ursachen von
Kinderarmut, Aufzeigen von Wegen aus armutsbedingten Lebenslagen - als eines von
sechs zentralen Handlungsfelder genannt.

Die Bundesregierung fuhrt dazu aus: ,Fir die Umsetzung dieser Politik braucht sie die
Unterstitzung aller staatlicher Ebenen und der Nichtregierungsorganisationen.*

Der den Leitlinien zugrunde liegende Armutsbegriff ist nicht die ,absolute* Armut im Sinne der
.Klassischen" Armut (Hunger, fehlende Kleidung und Unterkunft), sondern nach der Definition
der EU (1984) die ,relative” Armut, deren Festlegungsgrenzen von 40% (,strenge Armut“) bis zu
60% (,akute Armutsgefahrdung”) des arithmetischen Einkommensmittels der Bevélkerung
reichen. Dieses Armutskonzept schliel3t generell all jene Personen ein, die an oder unterhalb
der Sozialhilfeschwelle leben.

Zu Jahresbeginn lebten in Braunschweig 7763 Kinder und Jugendliche (inklusive Schuler) im
Alter von 0 — 19 Jahren in Bedarfsgemeinschaften nach dem SGB Il. Dies entspricht einem
Anteil an allen Kindern und Jugendlichen in diesem Alter von 19,1%, in einzelnen Stadtteilen
von bis zu 44%. Zu den armen oder armutsgeféahrdeten Kindern und Jugendlichen gehdren
daruiber hinaus alle, die in Haushalten mit Bezug von Kinderwohngeld oder Kindergeldzuschlag
leben oder in Haushalten mit geringem Familieneinkommen, in denen Anspriche auf
Leistungen nicht geltend gemacht werden. Dieser Anteil lasst sich mangels entsprechender
Datenlage nicht genau berechnen.

Der Aspekt der 6konomischen Unterversorgung reicht allerdings allein nicht aus, um den
mehrdimensionalen Einfluss der Kinderarmut auf die Entwicklung der Kinder und Jugendlichen
zu erfassen.

Kinderarmut ist immer auch Familienarmut. Kinderarmut beschrankt massiv ein Aufwachsen im
Wohlergehen und erschwert, dass Kinder ihre Potentiale optimal entwickeln und ihre
Ressourcen nutzen konnen. Sie beeintrachtigt die Lebenslagen der Kinder und Jugendlichen in
vielfacher Hinsicht:

— Materiell durch Gefahrdung der Grundversorgung.

— Kulturell durch schlechtere Zugange zu Bildung und sprachlicher und kognitiver
Entwicklung.

— Sozial durch Einschrénkung notwendiger sozialer Kontakte und mangelnde Chancen,
soziale Kompetenzen zu entwickeln.

— Psychisch und physisch durch Gefahrdung von Gesundheit, kérperlicher Entwicklung und
seelischer Unversehrtheit.

Wachsen Kinder mit nur einem Elternteil auf oder in Familien mit Migrationshintergrund oder in
kinderreichen Familien, sind sie Uberdurchschnittlich oft von Armut betroffen. Dies
verschlechtert die Startchancen der Kinder und beeintrachtigt ihre gesellschaftliche Teilhabe.

Bei der Bekampfung von Armut und in der Préaventionsarbeit sind alle Faktoren zu beachten, die
das soziale, emotionale, gesundheitliche und wirtschaftliche Wohlergehen von Kindern
bestimmen.

Um gezielt und auf breiter Ebene gegen Kinder- und Familienarmut und deren Folgen
vorgehen zu kénnen, wurde in Braunschweig Ende 2007 ein Praventionsnetzwerk gegen
Kinder- und Familienarmut gegriindet. Bisherige Schwerpunkte dieser Arbeit waren
bezahlbares und gesundes Schulessen in Ganztagsschulen, Finanzierung von Schulmaterial





und spater abgel6st durch Einrichtung eines ,Budgets fir auerschulische Lerngelegenheiten”
sowie Schulsozialarbeit in 4 Ganztagsgrundschulen.

Dazu konnten Uber 1 Mio. Euro aus Spenden, stadtischen und Stiftungsmitteln aufgewendet
werden. Daneben engagieren sich Unternehmen und Stiftungen mit eigenen Projekten.

Eine besondere Bedeutung wird zukinftig dem weiteren Ausbau tragféhiger Strukturen
zukommen. Mit den im Auftrag des Praventionsnetzwerks formulierten Leitlinien sollen die
Grundzuge fir das weitere Handeln zur Pravention und zur Minderung der Folgen von Kinder-
und Familienarmut aufgezeigt werden, an denen sich alle gesellschaftlichen Akteure
orientieren kénnen. Sie sollen auch als gemeinsame Plattform bei der Entwicklung von
staatlichen, kommunalen, privaten und stiftungsgebundenen Forderschwerpunkten dienen.

Praambel

Jedes Kind ist herzlich willkommen, jedes Kind ist wichtig

Dies soll ein uneingeschranktes Bekenntnis zum Kind sein. Es soll aber auch die Position des
Kindes starken und die Aufmerksamkeit auf das Kind richten, als gleichberechtigtes Mitglied
der menschlichen Gemeinschaft, als eigenstandige Personlichkeit mit eigenen Rechten und
besonderem Schutz, mit eigener Wirde und dem Anspruch auf Anerkennung seiner
Individualitat. Dieser Sichtweise, das Kind als eigene Rechtspersdnlichkeit zu begreifen, wurde
durch die Verankerung der Kinderrechte 2009 in Artikel 4a ,Schutz und Erziehung von Kindern
und Jugendlichen® in der Niedersachsischen Verfassung wie folgt Rechnung getragen:

(1) Kinder haben als eigenstandige Personen das Recht auf Achtung ihrer Wirde und
auf gewaltfreie Erziehung.

(2) Wer Kinder erzieht, hat Anspruch auf angemessene staatliche Hilfe und
Rucksichtnahme. Staat und Gesellschaft tragen fir altersgerechte Lebensbedingungen
Sorge.

(3) Kinder und Jugendliche sind vor korperlicher und seelischer Vernachlassigung und
Misshandlung zu schiitzen.

Dies ist ein wichtiger politischer Schritt, gleiche Entwicklungschancen fir alle Kinder zu
schaffen, unabhangig von der wirtschaftlichen Situation der Eltern oder anderen
benachteiligenden Faktoren.

Leitlinien zur Pravention von Kinder- und Familienarmut und zur Linderung der Folgen

1. Mautter und Véater erhalten bei Bedarf Unterstiutzung und Hilfe bei der Erziehung
ihrer Kinder
Die Verantwortung der Eltern ist unabdingbar, aber es gibt Eltern, die dabei
Unterstutzung und Hilfe zur Selbsthilfe bendtigen.
Es ist Aufgabe der Gemeinschaft, auf diese Eltern mit aufmerksamer Unterstiitzung und
ohne Schuldzuweisung einzugehen und solche Hilfen anzubieten. Erziehungsfahigkeit
und -sicherheit der Eltern sind wichtige Voraussetzungen fiir eine gesunde Entwicklung
der Kinder. Soziale Einbindung, ausreichende Bildung, stabile Beziehungen und ein
gesundes Selbstbewusstsein ermdglichen es den Eltern, ihre Kinder zu starken
Personlichkeiten zu erziehen und tragen erheblich zur Alltagsbewaltigungskompetenz
bei.






Jedes Kind hat ein Recht auf Sicherung seiner angemessenen materiellen
Lebensgrundlage

Eltern missen dazu in der Lage sein, die Grundbedurfnisse flur Ernéhrung, Kleidung,
ausreichenden Wohnraum sowie anregenden Lebensraum fir ihre Kinder zu erfillen. Die
elterliche Wohnung ist fur Kinder der zentrale Lebens- und Entwicklungsraum, der sich im
weiteren Lebensverlauf um das nahe Umfeld (Nachbarschaft, Spielplatz etc.) erweitert.

Jedes Kind hat ein Recht auf Sicherung seiner Grundbedirfnisse nach
Gesundheit, Bewegung, Erndhrung, Sicherheit und Geborgenheit

Zahlreiche Studien weisen auf den engen statistischen Zusammenhang der
Auswirkung von Armut auf die gesundheitliche Entwicklung der Menschen hin.
Fehlende Bewegungsanregungen, ungesunde Ernahrung und mangelnde psychosoziale
Stabilitat und Ausgrenzungserleben bedrohen die gesundheitliche Entwicklung. Zur
Bildung einer selbstbewussten und starken Personlichkeit, braucht es neben einem
gesunden Wohnumfeld Geborgenheit, Sicherheit, Aufmerksamkeit und altersgerechte
Ruckzugsmaoglichkeiten innerhalb der Familie. Um dies zu gewéhrleisten benétigen
Familien bei Bedarf Unterstiitzung und Hilfen.

Fur gesunde Entwicklungsmaoglichkeiten der Kinder, Jugendlichen und ihrer Familien ist
das Angebot fachkompetenter Begleitung in 6ffentlicher Verantwortung nétig.

Jedem Kind ist gesellschaftliche und soziale Teilhabe zu ermdglichen

Jeder Mensch lebt in verschiedenen Gemeinschaften. Die Zugehoérigkeit beginnt in der
Familie und zieht sich durch die Nachbarschaft, die Gemeinde, den Kindergarten, die
Schule, die Vereine ... .

Jedem Kind muss zu seiner Entfaltung die Mdglichkeit der sozialen Teilhabe gegeben
werden. Die Teilnahme an schulischen und aufRerschulischen Aktivitaten sowie z.B. an
Sport oder kulturellen Angeboten darf nicht am Familieneinkommen scheitern.

Jedem Kind einen erfolgreichen Bildungsweg sichern von Anfang an

Bildung ist ein wichtiger Baustein bei der Pravention von Kinderarmut. Die Grundlage fur
einen erfolgreichen Bildungsweg wird in den ersten Lebensjahren gelegt. Die
Anregungen, die ein Kind friih erhalt, entscheiden darlber, wie es seine Personlichkeit
und Fahigkeiten entwickeln kann. Das gilt insbesondere fur den Spracherwerb. Die
Forderung der Sprachkompetenz hat einen entscheidenden Einfluss auf die schulische
Entwicklung und die Integration in die Gesellschaft. Die friihkindliche Bildung und
Erziehung, der Besuch von Kindertageseinrichtungen und der gelungene Ubergang in die
Grundschule sind wichtige Voraussetzungen fiir eine erfolgreiche Schullaufbahn
Bildungsstatten missen so ausgestattet sein, dass Kinder und Jugendliche individuell
gefordert, leistungsbezogen gefordert und zu einem qualifizierten Schulabschluss gefiihrt
werden. Die interkulturelle Bildung hat dabei einen besonderen Stellenwert. Die
Unterschiedlichkeit der Kinder und Jugendlichen auch in Bezug auf ihre soziale Herkunft
wird als selbstverstandlich und als bereichernd aufgenommen. Jedes Kind und jeder
Jugendliche soll seine Entwicklungspotentiale nutzen und verbessern kénnen. Die Eltern
erhalten bei Bedarf in ihrem Bemiihen, das Aufwachsen ihrer Kinder gut zu bewéltigen,
Unterstltzung.

Ganztagseinrichtungen mit einem ausgeweiteten organisatorischen und zeitlichen
Rahmen bieten erweiterte Mdglichkeiten des sozialen Lernens. Sie férdern auch die
unterschiedlichen sprachlichen, motorischen, kreativen, naturwissenschaftlichen und
geistigen Fahigkeiten.

Um Kinder vor Armutsrisiken zu schiitzen, missen niedrigschwellige, zugangliche und
angemessene aul3erschulische Lerngelegenheiten angeboten werden. Kinder und
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Jugendliche bendtigen Unterstiitzung in ihrem sozialen Umfeld, in der Schule und in ihrer
Ausbildung, unabhangig vom Standort des Wohn- und Bildungsortes und von der
Einkommens- und Beschaftigungssituation der Eltern.

6. Fir jede Mutter und jeden Vater ist eine existenzsichernde Erwerbstéatigkeit
von zentraler Bedeutung

Das Armutsrisiko von Kindern ist eng mit der Einkommens- und Beschaftigungssituation
der Eltern verbunden. Kinderarmut bedeutet immer auch Familienarmut. Das groi3te
Armutsrisiko tragen Kinder, deren Eltern nicht oder nur geringfligig erwerbstatig sind oder
ein geringes Erwerbseinkommen haben. Eine existenzsichernde Erwerbstatigkeit der
Eltern unter Bertcksichtigung familiengerechter Rahmenbedingungen zu erméglichen ist
eine gesellschaftliche Aufgabe.

7. Jugendliche aktiv ins Erwerbsleben begleiten

Von Armut betroffene Kinder und Jugendliche haben in Bezug auf ihren Bildungserfolg
erheblich geringere Erwartungen. Sie bedirfen in besonderer Weise der Ermutigung und
der Unterstiitzung und Begleitung fir ihre Berufsorientierung.

Diese Begleitung und Unterstiitzung muss im Schulkontext beginnen und weit dartiber
hinaus gehen. Daflir werden dauerhafte und zuverlassige Strukturen fir den Prozess der
Berufsfindung und fiir die Organisation der Ubergange von der Schule in den Beruf
bendtigt.

8. Kinder, Jugendliche und deren Eltern sind zu beteiligen

Kinder, Jugendliche und deren Familien sind Experten in eigener Sache. Der Dialog ist
Voraussetzung fur eine erfolgreiche Teilhabe.

Betroffene Kinder und Jugendliche und deren Familien missen ernst genommen werden
und sind bei Planungen und Vorhaben, die sich aus diesen Leitlinien ergeben, in
angemessener Weise zu beteiligen'.

Dazu mussen geeignete Beteiligungskonzepte weiterentwickelt und umgesetzt werden.

9. Das Netzwerk zur Pravention von Kinder- und Familienarmut und zur Linderung der
Folgen ist zu intensivieren und weiterzuentwickeln

Das ,Braunschweiger Praventionsnetzwerk gegen Kinderarmut* verbindet Akteure und
Organisationen, die in der Pravention von Kinder- und Familienarmut sowie der Linderung
ihrer Folgen engagiert sind. Eine Nachhaltigkeit und Starkung des Netzwerkes ist wichtig,
um der Vielschichtigkeit von Armut und den daraus resultierenden unterschiedlichen
Handlungsebenen gerecht zu werden.

Die bisherige Arbeit des Netzwerkes zeigt, dass die Bekampfung von Armut und
Milderung ihrer Folgen nicht an eine Institution oder Organisation delegiert werden kann.
Wenn alle Beteiligten sich gegenseitig kennen, verstandigen und ressort- und
organisationsiibergreifend gemeinsam agieren, ist diese Aufgabe zu bewaltigen.

Jede Birgerin und jeder Burger ist fur die Kinder und Jugendlichen

in Braunschweig mit verantwortlich.

Alle Kinder brauchen neben den Eltern Unterstiitzerinnen und Unterstiitzer, um sich optimal
entwickeln zu kénnen.

' Der § 22 e der Niedersachsischen Gemeindeordnung (NGO), der § 8 des Kinder- und
Jugendhilfegesetzes (KJHG), der Artikel 12 der UN-Kinderrechtskonvention sowie das
Braunschweiger Partizipationskonzept bs4u bilden dafiir die Grundlagen.






Braunschweig fur alle Kinder
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,» Zwei Dinge sollen Kinder von ihren Eltern bekommen: Wurzeln und

FIUgeI.“ (Quelle unbekannt)

Kap. 1: Einfuhrung

Alle Kinder brauchen fur ein Aufwachsen in Wohlbefinden eine verlassliche emotionale und
materielle Basis. Dazu gehoéren entsprechende familiare, familienergdnzende oder familien-
ersetzende Strukturen und ein existenzsicherndes Einkommen. Handlungsempfehlungen
erstrecken sich daher nicht nur auf die materielle Seite von Armut, sondern auch auf alle
anderen Aspekte, die das Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen behindern oder
befordern. Sie beziehen sich auf arme Kinder, Jugendliche und ihre Eltern, vor allem aber auf
Trager und Finanzierer entsprechender Leistungen, die kindspezifische Armutsfolgen ver-
meiden bzw. begrenzen, aber auch urséchliche Griinde auf Seiten der Eltern, Familie und des
Umfeldes positiv beeinflussen kdnnen.

Die Grundbedurfnisse nach emotionaler und materieller Sicherheit, nach Chancen auf Teilhabe,
nach Entwicklung und Forderung ihrer Fahigkeiten teilen alle Kinder, sowohl in armen wie in
einkommensstarken Familien. Die Chancen, die Bedirfnisse zu befriedigen und entsprechend
den Féahigkeiten geférdert zu werden, sind allerdings deutlich ungleich verteilt'. Fiir Kinder in
einkommensschwachen Familien bedarf es wesentlich haufiger der Kompensation durch
Leistungen, die in den Familien nicht erbracht werden kénnen. Das Ziel der Handlungsempfeh-
lungen ist die Herstellung von Chancengerechtigkeit. Das beinhaltet auch: Gleiche Chancen fir
alle Kinder, ihre Rechte durchzusetzen.

In der UN-Kinderrechtskonvention, die von Deutschland 1992 ratifiziert wurde, wird das Recht
aller Kinder auf elterliche Fursorge, Gesundheit, Bildung und Teilhabe garantiert. Wie in den
Leitlinien bereits ausgefihrt, wurde 2009 der Art. 4 a ,,Schutz und Erziehung von Kindern und
Jugendlichen” in der niederséchsischen Landesverfassung verankert. Danach heil3t es in
Abs. 2: \Wer Kinder erzieht, hat Anspruch auf angemessene staatliche Hilfe und Rucksicht-
nahme. Staat und Gesellschaft tragen fur altersgerechte Lebensbedingungen Sorge.*

Kinder- und Familienarmut aber verletzt diese Rechte und ignoriert die Grundbediirfnisse von
Eltern und deren Kinder.

Kinder in Armutsverhaltnissen sind hinsichtlich Gesundheit, Bildung, sozialer Integration und
gesellschaftlicher Akzeptanz ohne Hilfen und Unterstiitzung vielen Risiken ausgesetzt.

Die Empfehlungen basieren auf dem Grundansatz der Inklusion: Alle Menschen sind gleich-
wertig — jeder gehdrt selbstverstandlich dazu, keiner wird ausgegrenzt — die Vielfalt ist die Norm
und wird geschatzt. Es wird bedacht, dass die Ausgangslagen sehr unterschiedlich sind. Die
Gesellschaft schafft deshalb Strukturen, um Lebenschancen zu erhéhen, um das Recht auf
Teilhabe durchzusetzen und um soziale Ungleichheiten auf Grund von Armut, ethnischer oder
sozialer Herkunft und Behinderung zu verringern.

Kinderarmut in Braunschweig in Zahlen:
Etwa 25 % aller Kinder und Jugendlichen in Braunschweig leben in bedurftigen Familien. —

Das entspricht 10.000 Kindern und Jugendlichen unter 19 Jahren.
In den Stadtteilen Braunschweigs ist dieser Anteil von beddrftigen Kindern und Familien sehr
unterschiedlich verteilt. Er reicht von 3 — 60 %.

! Bericht der Vereinten Nationen zu Deutschland vom 06.07.2011





Kap. 2: Orientierung an der Praventionskette

Braunschweig verfligt Gber ein umfangreiches Bildungs-, Hilfe-, Unterstitzungs- und
Gesundheitssystem.

Fur eine systematische Vorgehensweise bei der Umsetzung der ,Braunschweiger Leitlinien zur
Pravention von Kinder- und Familienarmut und zur Linderung der Folgen“ wurde das Modell
einer Praventionskette entlang der Altersstufen von der Schwangerschaft bis zum Ubergang in
den Beruf zugrunde gelegt.

Sie ist im Idealfall ein System lickenlos ineinandergreifender Hilfen, die sich gegenseitig er-
ganzen und sich auf die verschiedenen Alters- und Entwicklungsstufen der Kinder beziehen.
Die Grundbeduirfnisse, die alle Kinder teilen, sind je nach Alter unterschiedlich ausgeprégt und
mit unterschiedlichen Mitteln zu sichern. Als wie haltbar sich diese Kette erweist, hdangt davon
ab, ob jedes Glied fur sich stark genug ist und ob alle Glieder verlasslich miteinander verbunden
sind.

Im Folgenden werden Handlungsfelder fir die funf Altersstufen der Praventionskette
(Schwangerschaft bis 3 Jahre, 3 bis 6 Jahre, 6 bis 12 Jahre, 12 bis 16 Jahre, 16 bis 24 Jahre)
untersucht, die grundsétzlichen und die altersspezifischen Bedurfnisse von Familien und Kin-
dern dargestellt und bei erkennbaren Licken grundlegende Empfehlungen fir zukiinftige Mal3-
nahmen fir die jeweiligen Altersstufen formuliert.

Préventonskette

Tagespflege Familienzentrum, Kita Grundschule Weiterfilhrende Schule Ubergang Schule / Beruf :
[ ]
Familie: Emotionale und materielle Basis : : : :

Schwangerscha hre 12— 16 Jahre 16 — 24 Jahre

Jugendlicher Junger Erwachsener

Pravention : :

Grundbediirfnisse sichern : :

Frihe Unterstiitzung fiir benachteiligte Kinder und Eltern sichern

Die nachfolgenden Empfehlungen sind ausgerichtet an der Fragestellung, wie Familien und ihre
Kinder ihre Entwicklungspotentiale noch besser entfalten konnen. Im Wesentlichen zielt das
Handlungskonzept auf eine noch starkere Ausrichtung aller Angebote in Richtung Pravention,
Forderung und Verzahnung ab. Dies ist kein Prozess, der von heute auf morgen und schon gar
nicht gleichzeitig in allen Altersstufen realisiert werden kann. Manche Vorschlage lassen sich
gesondert entwickeln (Familienzentren, Stadtteilschulen), andere werden sich von Anfang an
nach und nach entwickeln, z. B. Verzahnungsmodelle in der gesamten Stadt Braunschweig,
speziell in Stadtteilen mit hohem Unterstiitzungsbedarf und entlang der Praventionskette.






Kap. 3: Was brauchen Eltern und ihre Kinder?
Grundlegende Bedurfnisse und Rechte

Bei den vorliegenden Empfehlungen wurden die grundlegenden Bedirfnisse von Eltern und
Kindern unter Bertcksichtigung der in der UN-Konvention garantierten Kinderrechte zugrunde
gelegt. Dabei sollen insbesondere den Familien in schwierigen Lebenslagen, die die elterlichen
Bewadltigungsressourcen Ubersteigen, neben Wohlergehen die Chancen zu einer selbstandigen
und eigenverantwortlichen Lebensflihrung gegeben werden.

In den Leitlinien wurde folgenden grundsatzlichen Bedurfnissen bereits Ausdruck verliehen.
I. Materielle Grundversorgung

Die Voraussetzungen einer ausreichenden materiellen Grundversorgung von Familien sind
in erster Linie eine angemessen bezahlte Arbeit oder eine dem Bedarf angepasste
Transferleistung, eine bezahlbare Wohnung mit am Bedarf orientiertem altersgerechtem
Wohnraum fir Kinder und einer Umgebung, die Spiel- und Freizeitaktivitdten zulasst, sowie
die Moglichkeit zu gesunder Erndhrung. Neben dem Erwerb von Grundkenntnissen zur
gesunden Erndhrung sind Verfligbarkeit und Bezahlbarkeit gesunder Lebensmittel not-
wendig. Bekleidung muss in ausreichenden Mengen und jahreszeitgemal3 vorhanden sein.

[I. Physische und psychische Gesundheit

Madchen und Jungen, die in sozial unglinstigen Lebenslagen aufwachsen, haben wie alle
Kinder das Recht auf eine gesunde physische und psychische Entwicklung. Doch die
Lebensumstédnde und — oft in der Folge — der Lebensstil der Familien beeinflussen die
Chance, gesund aufzuwachsen. Eine gute Informationsstruktur und Vernetzung vorhan-
dener Angebote im Gesundheitssystem sowie eine leistungsstarke gesetzliche Kranken-
versicherung sind wesentliche Voraussetzungen fir einen niedrigschwelligen Zugang zu
den sozial-medizinischen, psychotherapeutischen Versorgungsleistungen sowohl fir Eltern
als auch fur Kinder.

lll. Bildung und Férderung

Der hinreichend bekannte Zusammenhang zwischen Armut und Bildungserfolg erfordert
verstarkt MaRnahmen zur Bildung und Férderung von Kindern aus sozial benachteiligten
Elternhdusern und Familien mit Migrationshintergrund. Voraussetzung fir Chancen-
gerechtigkeit und Vermeidung negativer Folgen von Kinderarmut ist eine frihzeitige und
individuelle Foérderung unter Beachtung personlicher Voraussetzungen durch Eltern-
bildung, Kinderbetreuungseinrichtungen, Schulen und auf3erschulische Sprach- und
Bildungsférderung.

Zudem muss der Zugang zur Bildung einschlie3lich der dafur notwendigen Materialien
kostenfrei gestaltet sein.





V. Soziale und kulturelle Teilhabe

VI,

Mit ansteigendem Alter nehmen die Bedlrfnisse nach gesellschaftlicher Teilhabe zu. Mit
der Entwicklung und zunehmender Reifung der Personlichkeit erobert sich das Kind seine
Umwelt, ein notwendiger Schritt fir eine gesunde Entwicklung. Kinder benétigen Kontakte
zu Gleichaltrigen (Geburtstage, Feten, Sport, Freizeiteinrichtungen, Jugendverbande,
gemeinsame Aktivitadten wie Konzert- und Kinobesuche). Sie sollen ihre Interessen, Nei-
gungen und Fahigkeiten entwickeln kdnnen und dabei geférdert werden. Dafiir brauchen
sie gleichzeitig auch genugend Raum.

Das in der UN-Kinderrechtskonvention festgelegte Recht auf Partizipation basiert auf einem
naturlichen Bedirfnis der Kinder und Jugendlichen nach Mitwirkung in allen sie
betreffenden Entscheidungen und dem Wunsch, in gleicher Weise angehért und
respektiert zu werden, ungeachtet ihrer sozialen Bedingungen. Daraus folgt die Notwendig-
keit der Entwicklung von Beteiligungskonzepten, die die Lebenslagen von Armut betroffener
Kinder, Jugendlicher und Eltern besonders berlcksichtigen und die den Betroffenen eine
angemessene und altersgerechte Partizipation ermoglichen.

Emotionale Zuwendung, Bindung

Emotionale Bedurfnisse wie Liebe, Sicherheit, Schutz und Geborgenheit sind elementar
und werden primar in der Familie oder von nahen Bezugspersonen gestillt. Sie sind fir alle
Altersgruppen von entscheidender Bedeutung. Familien in Armutsverhaltnissen verflgen
haufig aufgrund ihrer multifaktoriellen Belastungen nicht Uber diese Méglichkeiten einer not-
wendigen verlasslichen emotionalen Zuwendung oder dauerhaften Bindungsfahigkeit. Sie
bendtigen Unterstitzung und Anleitung zur Starkung ihrer Erziehungskompetenz,
immer mit dem Ziel, dass die Erziehungsberechtigten selbst die Verantwortung Uber-
nehmen konnen.

Akzeptanz, Wertschéatzung

Die benachteiligende Lebenslage, in der sich Menschen befinden, die in Armut leben, darf
nicht zu Ablehnung und geringer Wertschatzung fahren.

Allen Kindern und ihren Familien ist mit Wertschatzung zu begegnen. Alle Kinder bendtigen
Vertrauen in ihre Entwicklung, auch aus der Gesellschaft. Fur Eltern ist es wichtig, dass
man ihre Problemsituation vorurteilsfrei akzeptiert und ihre eventuell bestehende Instabilitat
und Verunsicherung erkennt, um mit ihnen gemeinsam ihre Lebenssituation soweit wie
maoglich positiv umzugestalten.





Kap. 4: Licken und Handlungsfelder

In der Stadt Braunschweig sind vielfaltige Institutionen vorhanden, die wertvolle und professio-
nelle Unterstitzung, Beratung oder auch Begleitung anbieten. Nicht immer besteht unter-
einander Kenntnis, und auch Betroffene kennen nicht immer die verschiedenen Anlaufstellen in
ihrem Stadtteil.

Eine zentrale und professionelle Koordinierung dieser vorhandenen Dienstleistungen ist drin-
gend erforderlich, um Hilfesuchende mit ihren komplexen Belangen direkt zu erreichen, zu
unterstitzen und fachgerechte und individuelle Beratung anbieten und vermitteln zu kénnen.

1. Zentrale Koordinations- bzw. Praventionsstelle

Eine zentrale kommunale Koordinations- und Praventionsstelle kénnte die dringend
notwendige nachhaltige Netzwerkarbeit leisten, indem sie die aktuellen Angebote fir alle
mit der Thematik Befassten zusammentragt und fur HilfsmalRnahmen verfligbar macht.

Hilfreich wére es, daflr eine internetbasierte Informationsdatenbank zu allen vorhandenen
Unterstitzungs- und Beratungsangeboten zur Verfigung zu stellen. Nutzer waren
Betroffene, haupt- und ehrenamtlich Tatige. Auch bedarf es eines regelmafligen Kontaktes
zu Einrichtungsleitungen, aber auch zu kommunalpolitischen Gremien, um die jeweils
aktuellen sozialpolitischen Gegebenheiten und Bedarfe in Braunschweig als Grundlage fir
weitere MalRnahmen zur Verfiigung zu stellen. Eine gezieltere und konzentriertere Ent-
wicklung von bedarfsorientierten Projekten zur Armutsprévention ware moglich. Vor-
handene Ressourcen kénnten besser genutzt und parallel laufende Angebote gebindelt
werden, z. B. durch die Implementierung von Kinder- und Familienzentren.

Eine enge Zusammenarbeit mit Einrichtungen in belasteten Stadtteilen, z. B. mit bereits
bestehenden oder auch geplanten Familienzentren, bietet sich an. Hier sollte allen
Menschen in ihrem Stadtteil schnell und unbtrokratisch Information, gezielte Beratung und
niedrigschwelliger Zugang zu vorhandenen Angeboten vermittelt werden kdnnen. Gerade
auch in den Stadtteilen mit einem hohen Anteil von in Armut lebenden Menschen ist eine
Bundelung aller Malinahme in einer Anlaufstelle notwendig, um den Betroffenen einen
leichten, unkomplizierten Zugang zu Beratung und Angeboten zu ermdglichen.

2. Materielle Ressourcen fiir besondere Bedarfe

Um die Vielfalt der Angebote nutzen zu kénnen, ist Mobilitdt oder aber die Bezahlbarkeit
von Mobilitat Voraussetzung. Nicht alle Angebote sind stadtteilnah und muissen es auch
nicht zwingend sein. Dennoch sollten sie ohne finanzielle Hirden erreichbar sein. Das
Bildungs- und Teilhabepaket des Bundes (BuT) soll armen Familien den Zugang zu
sozialer und kultureller Teilhabe erméglichen. Insbesondere die Ausfihrungsbestimmungen
zur Umsetzung erlauben keinen niederschwelligen Zugang und verhindern — trotz aller
Bemuhungen vor Ort — eine befriedigende Inanspruchnahme. Zudem deckt es bei Weitem
nicht die notwendigen Aufwendungen fir Sportausristungen, Musikinstrumente etc. und
die damit verbundenen Fahrten zu Wettkdmpfen oder Auftritten.

Der ,Braunschweiger Fonds“ fir Kinder und Jugendliche mit vielfaltigen Unter-
stiitzungsangeboten, z. B. Defizitausgleich der Ganztagsschulen beim Mittagessen oder
Einzelhilfe, ist weiterhin zwingend notwendig und sollte als verlassliches Forderinstrument
weiterentwickelt werden.





3. Gesundheit, Erndhrung, Bewegung

Kinder aus sozial benachteiligten Familien sind haufiger von Verkehrsunfallen, verschie-
denen Krankheiten, Ubergewicht sowie psychischen Auffalligkeiten betroffen und nehmen
seltener Vorsorgeuntersuchungen wahr. Etliche bundesweite und kommunale Studien?
weisen darauf hin, dass Gesundheitsleistungen im ambulanten Sektor von armen Familien
deutlich seltener in Anspruch genommen werden. Finanzielle Eigenbeteiligung bei Arzt-
besuchen und Medikamenten, z. T. lange Wartezeiten oder fehlende Mobilitdt schrecken oft
vor notwendigen Arztkonsultationen ab. Eine niedrigschwellige Gesundheitsberatung-vor-
Ort fur alle Altersstufen der Praventionskette, ausgerichtet am Stadtteilbedarf, fehlt weit-
gehend. Vorhandene schriftliche Gesundheitsinformationen gehen in der Regel an den
Gewohnheiten der Zielgruppe vorbei. Praventive oder therapeutisch frihzeitige Inter-
ventionen unterbleiben haufig. Kinder und Jugendliche reagieren auf einzelne Faktoren oft
besonders sensibel, erkennen Risiken mitunter nicht und koénnen sich Belastungen
schwerer entziehen als Erwachsene. Es besteht daher eine besondere Verantwortung, die
Risiken fur die kindliche Gesundheit und die ihrer Familien weiter zu verringern.

Handlungsbedarf besteht ebenso in Kindertagesstatten, Offenen Ganztagsgrundschulen
oder Betreuungseinrichtungen zur Realisierung eines kostenlosen Frihstiicks und Mittag-
essens.

4. Erwerbstatigkeit

Das Armutsrisiko von Kindern ist eng mit der Einkommens- und Beschéaftigungssituation
der Eltern verbunden. Deshalb bedeutet Kinderarmut immer auch Familienarmut.

Zur Uberwindung materieller Armut sind Erwerbstatigkeit und ein existenzsicherndes
Erwerbseinkommen erforderlich.

Bei den Vermittlungsaktivitaten wird den individuellen Erfordernissen und Bedarfen von
Eltern in besonderer Weise Rechnung getragen, unabhéangig davon, ob sie alleinerziehend
sind oder gemeinsam erziehen. Auch diejenigen Eltern, die erwerbstatig sind, deren Ein-
kommen aber nicht zur Deckung des Bedarfs der gesamten Familie reicht, miissen weiter
Unterstiitzung und Begleitung bei der Erlangung einer Erwerbstatigkeit mit existenz-
sicherndem Einkommen erfahren.

Forderung von Eltern bedeutet auch, Teilzeitausbildung und Teilzeitpraktika fir allein-
erziehende Eltern zu ermdglichen. Hierzu ist es notwendig, die Kinderbetreuung in
erforderlichem Umfang sicherzustellen. Dazu ist eine Kooperation mit Betrieben und
Bildungstragern notwendig.

5. Kognitive, sprachliche und kulturelle Kompetenzen

Wie die Bildungsforschung zeigt, sind die Chancenungleichheiten durch Armut auch bei
wirtschaftlicher Prosperitat und Bildungsexpansion relativ stabil. Ein umfassendes Bildungs-
und Betreuungsangebot ist daher notwendig, bei dem die padagogischen Konzepte und
Betreuungsstandards (Gruppengréf3e und Personalschliissel) an den Bedarf der Zielgruppe
benachteiligter Kinder anzupassen sind. Eltern nehmen eine Schllisselposition zur Vermitt-
lung von Bildung ihrer Kinder ein. Eltern starken heif3t immer auch Kinder stérken.
Niedrigschwellige, stadtteilorientierte Angebote flr Eltern kdnnen die Erziehungskompetenz
starken. Dabei ist eine Koordination und Verzahnung der Angebote notwendig, um sozial
benachteiligte Zielgruppen besser und friihzeitig zu erreichen.

? KiGGS - Kinder- und Jugendgesundheitsstudie des Robert-Koch-Instituts, Berlin 2009
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Die momentanen Bildungsangebote werden nicht systematisch, auch nicht am Stadtteil-
bedarf orientiert, zur Verfigung gestellt. Sie werden vor dem Hintergrund der personellen
und finanziellen Ressourcen eines Tragers angeboten. Die Inanspruchnahme erfolgt nach
Zufalligkeit, besonderem Interesse und finanziellen Gesichtspunkten.

Als ein wesentlicher Baustein flr die gesamte Praventionskette zahlt die Sprachférderung.
Unzureichende Sprachkompetenzen wirken sich vielfaltig auf die Sozialisations- und
Bildungsprozesse der betroffenen Kinder aus und beeintréachtigen nachhaltig den Bildungs-
erfolg sowie die Teilhabemdglichkeiten. D. h. es missen ausreichend und verlasslich ent-
sprechende Ressourcen in den Kindertagesstatten vorgehalten werden, um die Kinder
bedarfsgerecht in ihrem Spracherwerb zu unterstiitzen und zu férdern und die Eltern in
diesen Prozess mit einzubinden.

Lern- und Bildungsprozesse finden auch an auferschulischen Orten und Lernwelten
(Medien, Peer-Groups) statt. Es ist daher notwendig, entsprechend Art. 31 der UN-Kinder-
rechtskonvention, fur alle Kinder ,gleiche Moglichkeiten fir die kulturelle und kunstlerische
Betatigung sowie fur aktive Erholung und Freizeitbeschaftigung” zu schaffen. Der Kontakt
zu Theater, Musik und Literatur initiiert Bildungsprozesse, die fur arme Familien oftmals
unerschwinglich bleiben.

Psychische Stabilitéat

Eltern und insbesondere Kinder in Armutsverhaltnissen sind hinsichtlich ihrer psychischen
Stabilitdt ohne Hilfen und Unterstiitzung vielen Risiken ausgesetzt.

Sie verflgen oft nicht Gber die notwendige Widerstandsfahigkeit gegentber den vielfaltigen
Belastungen in ihrem Leben. Durch mangelnde soziale Sicherheit, Wertschéatzung und
Akzeptanz sind Selbstvertrauen, Selbstsicherheit und Selbstachtung geringer ausgepragt
als bei Kindern, die in Wohlergehen aufwachsen. Uberforderung und Fehlverhalten sind
haufige Folgen.

Da aber personale und soziale Schutzfaktoren zueinander in dynamischen, wechselseitigen
Bedingungsverhéltnissen stehen, sind vor allem die individuellen personalen Schutz-
faktoren wichtig.

Diese sind eine dauerhaft stabile emotionale Beziehung zu den Eltern von Geburt an, eine
positive liebevolle Zuwendung, regelmafiige gemeinsame Aktivitdten, ein kindzentrierter All-
tag, friihe Eigenverantwortung, bei der gleichzeitig die Erziehungsberechtigten als ,mora-
lische Instanz” zur Seite stehen und tber ausreichende Erziehungskompetenz verfiigen.

Hier ist eine zielgerichtete Familienbetreuung und Elternbildung notwendig. Nach neuesten
Erkenntnissen der Resilienzforschung kann auch eine zuverlassige Bezugsperson
auRerhalb der Kernfamilie bei Uberforderung der Erziehungsberechtigten die Resilienz-
fahigkeit des Kindes starken, so dass es Selbstsicherheit, Selbstachtung, soziale Kompe-
tenz und kognitive Ressourcen entwickeln kann.

Es bedarf aber stets zusatzlicher unterstiitzender Interaktionen im sozialen Umfeld durch
weitere verlassliche Bezugspersonen fir die Erziehungsberechtigten und die Kinder.

In den Institutionen, wie z. B. Kindertagesstatten und Schulen, muss ein wertschatzender
Umgang und konstruktive Zusammenarbeit mit (armen) Eltern taglich von neuem realisiert
werden.
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Brechen z. B. durch Arbeitsverlust stabilisierende Tagesstrukturen bei den Eltern weg, kann
die innere Welt aus den Fugen geraten — bei Kindern insbesondere dann, wenn Mitgefuhl
und Zuwendung fehlen und Selbstiberlassung und Vernachlassigung Folgeerscheinungen
sind. Uberforderung, Orientierungslosigkeit und Haltlosigkeit driicken sich bei Kindern und
Jugendlichen oft an anderer Stelle aus, wie z. B. Schulverweigerung. Fir die Losung von
kinder- und jugendpsychiatrischen Fragestellungen halt Braunschweig nur ein sehr diinnes
Netz bereit. Eine entsprechende Kinder- und Jugendpsychiatrie mit der Mdglichkeit der
ambulanten Abklarung akuter Probleme fehlt. Ebenso sind die Wartezeiten in bereits
bestehenden Einrichtungen deutlich zu lang.
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Kap. 4.1: Schwangerschaft und Geburt, Kinder im Kleinkindalter
(9 Monate bis 3 Jahre)

Miteinander verzahntes Unterstitzungs- und Begleitpaket ,Hand in Hand von Anfang an“

Die hier vorgestellte anzustrebende, praventiv unterstiitzende Herangehensweise ist getragen
von einem positiven Menschenbild. Alle Kinder bzw. deren Eltern werden angesprochen, nie-
mand muss sich stigmatisiert fihlen. Fur die Bewaltigung der alltdglichen Herausforderungen,
die das Leben mit einem Neugeborenen unweigerlich bedeutet, erhalten Eltern Hilfestellungen.
Zudem braucht es vielfaltige, allgemeine und besondere Hilfs- und Unterstitzungsangebote, die
miteinander in Beziehung stehen und sich ergénzen.

Die Empfehlungen sind getragen von der Pramisse:

Jedes Kind ist herzlich willkommen, jedes Kind ist wichtig.

Empfehlungen

e Stadtteilorientierte Anlaufstellen (z. B. im Familienzentrum) giinstig gelegen und bekannt
zur Beratung von Schwangeren, fur Familien mit Saugling, fur Angebote zur Kinder-
betreuung, Erziehungsberatung, Unterstitzungs- und Entlastungsangebote, friihkindliche
Forderung

e Bildung von Netzwerken
Mit Gynakologen, Geburtskliniken, Kinderarzten, Hebammen, Erziehungsberatungen,
Frauenhaus etc. als Grundlage fir nahtlose Hand in Hand-Verzahnung der Akteure (auch
von Pravention und Restriktion).
Ergénzung und Unterstiitzung erhalten die Netzwerke von Stadtteilkonferenzen.

e BegruBungshbrief fur alle Familien von Neugeborenen
Der Oberbirgermeister begrii3t alle Familien von Neugeborenen mit einem Anschreiben und
kiindigt einen offiziellen Begrif3ungsbesuch mit einem BegrufRungspaket mit nutzlichen Infos
rund um die Geburt und das erste Lebensjahr an.

o Offizieller BegrifRungsbesuch mit BegrufRungspaket
Die Eltern jedes neugeborenen Kindes werden besucht und wertschétzend begruf3t.
Uber den personlichen Kontakt kdnnen bereits hier — wie in allen anderen Stufen auch —
Wege zu Unterstutzungsmaoglichkeiten in den fuinf wesentlichen Bedurfnisbereichen
(materiell, emotional, sozial, gesundheitlich, kulturell) vermittelt werden.

e Ausweitung und Einbeziehung der ,Braunschweiger Familienpaten® und der
Wunschgrofeltern
Zwei bereits bestehende und bewéahrte Projekte, in denen belastete Familien durch einen
ehrenamtlichen Familienpaten zeitlich begrenzt entlastet werden und Hilfe zur Selbsthilfe
erhalten und Eltern fur einige Zeit die Verantwortung fur ihre Kinder mit jemandem teilen und
von den Lebenserfahrungen der Alteren profitieren kénnen.

e Gezielte Unterstiitzungsangebote fir Familien mit Problemlagen
Familienhebammen und nach Bedarf spéater Familienkrankenschwestern mit sozial-
padagogischer Qualifikation besuchen je nach Bedarf regelmafiig Familien mit besonderem
Unterstutzungsbedarf.

e Den Bildungsauftrag einschlie3lich emotionaler Geborgenheit in Krippen umsetzen
Dazu sind kleinere Gruppen und/oder ein verbesserter Personalschliissel notwendig.
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Umwandlung von Kitas zu Familienzentren?®

(inklusive ausreichender Krippenplatze) prioritér in Stadtteilen mit ausgewiesenem Bedarf —
langfristig flachendeckend und bedarfsorientiert ausgestattet.

Familienzentren* und Kitas arbeiten nach definierten und stadtteilbezogenen Qualitats-
standards (Gesundheitsberatung, Sprachférderung, Erziehungsberatung, Interkulturelle
Kompetenz etc.)

Foérderung und Ausbau der Elternbildung

In Stadtteileinrichtungen wie Familienzentren, Mitterzentren, verschiedenen sozialen Ein-
richtungen verteilt Uber die Stadt, werden bereits bewahrte institutionelle Programme zur
Starkung der Erziehungskompetenz von Eltern (z. B. Starke Eltern — Starke Kinder) durch-
gefuhrt und beworben. Vom Land Niedersachsen werden derartige Kurse speziell fur
Migrant/innen gefordert. Sie missten bedarfsorientiert erweitert werden.

Familienzentrum/

KiTa & Krippe

Leiter/in
Erzieher/innen

und Kinder
Elternbildung:

-z. B. Sprachkurse
-Friihférderung
(musikalisch)

- ,Starke Eltern —
Starke Kinder”
-Erziehungsbeistand
- Babygruppen (Pekip)

Fortbildung
Planung
Evaluation

Koordination der
Vernetzung mit
externer Beratung:
Im Stadtteil und mit
Gesundheits-
angeboten z. B.
Gesundheitsamt.

Personalstérke,
Sachmittel und
GruppengréRe am

Bedarf des
Stadtteil
orientiert

3

Nach verwaltungsintern und politisch abgestimmten Gutestandards*





*Standards fur Kinder- und Familienzentrum (JHA-Vorlage vom 17.11.2010)

Verankerung in einem Tragerkonzept

Einbindung in die Jugendhilfeplanung

Personelle und raumliche Ressourcen

Einrichtung einer Koordinierungsstelle fur die Vernetzungsaufgaben
Finanzierungsgrundlage, die mindestens flr ein Jahr Planungssicherheit ermdglicht
Qualifizierungsmalnahmen fir die Teams

Die von den Familienzentren zu erfullenden Aufgaben beziehen sich einerseits auf ein
konzeptionell verbundenes qualitativ hochwertiges Angebot zur Bildung, Betreuung und
Erziehung der Kinder sowie auf die Unterstitzung von Eltern in ihrer Erziehungs- und
Bildungsfunktion und die Bewaltigung ihres Alltags.

Im Einzelnen:

Ein Uber das in Kindertagesstatten gegebene Spektrum hinausgehendes Bildungs-
angebot fur Kinder (auf Basis des Nds. Orientierungsplanes) im Bereich der Sprach-
und Bewegungsférderung, gesunde Ernahrung, interkulturelle Aktivitaten

Beratungs-und Elternbildungsangebote zu alltagspraktischen Fragen, Erziehungs-,
Ehe- und Familienproblemen, Schwangerschafts-und Gesundheitsfragen

Vielfaltige (und zum Teil auch begleitete) Moglichkeiten fur Eltern, in Kontakt, Begeg-
nung und Austausch zu treten

Sprachkurse sowie integrations- und arbeitsmarktorientierte Angebote
Ziel ist es, wie eingangs dargestellt, die Eltern/Familien durch ein vielschichtiges Angebot
aus einer Hand in der Erziehung zu unterstitzen und somit den Kindern im Sinne von
Chancengleichheit verbesserte Lebens- und Entwicklungsbedingungen zu bieten. Somit
richten sich die Angebote sowohl an Kinder als auch an die Familien.
Schaubild zum Familienzentrum — Zielsetzung:
e Jedes Kind wird individuell geférdert.

e Die Eltern werden in die Bildungsprozesse einbezogen.

¢ Die Kita 6ffnet sich ftir Familien im Stadtteil.
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Kap. 4.2: Kinder im Kindertagesstattenalter
(3 bis 6 Jahre)

Praventive Ausrichtung, Starkung von Elternkompetenzen, Férderung von Anfang an

Das hochste Risiko besteht fur die Altersgruppe der Vor- und Grundschulkinder, da dies die
Altersphase mit dem grof3ten Potential zur Herausbildung individueller Ressourcen und Kompe-
tenzen ist. Je friher, je schutzloser, je langer ein Kind der Armutssituation ausgesetzt ist, umso
geringer wird die Mdoglichkeit, individuell die eigentlichen Potentiale herauszubilden und Zu-
kunftschancen zu bewahren.

Ankntpfend an die Altersstufe Schwangerschaft bis 3 Jahre werden hier die bewahrten Forder-
und Unterstitzungsketten aufgenommen und weitergefihrt. Im Zentrum stehen materiell und
personell gut ausgestattete Kitas und Familienzentren mit angedockten Elternschulen zur
Starkung von Erziehungskompetenzen der Eltern. Niedrigschwellige Strukturen durch weitere
Unterstitzungs- und Begleitungsangebote wie Familienpaten und Wunschgrol3eltern, auf-
suchenden Kinderkrankenschwestern, zugehender Erziehungsberatung ergdnzen unmittelbar.
Voraussetzung ist eine Koordination der Hilfen (Hand in Hand) auf Stadtteilebene, organisiert
Uber Familienzentren/Kitas.

Empfehlungen:

e  Weiterer Ausbau von niedrigschwelligen Beratungs- und Unterstiitzungsangeboten, z. B.
Einrichtung von Gespréachskreisen

e  Starkung der Erziehungskompetenzen, z. B. durch Erziehungsberatung oder durch auf-
suchende Unterstitzungsangebote im Stadtteil

e Gesundheits- und Ernéhrungsberatung bei Bedarf [nicht nur bei Friherkennungs-
untersuchungen (U1 — U9) ], z. B. in den Familienzentren

e Forderung von Bewegungsangeboten in allen Kitas, Familienzentren und Stadtteilen

e Intensivere Gestaltung des Ubergangs Kita in Schule incl. Sprachférderangebote auch fiir
Eltern

e Stadtteilkonferenzen zur Vernetzung und permanentem Austausch Uber die im Stadtteil
bendtigten Angebote

e Reduzierung der Gruppenstéarke oder Verbesserung des Personalschlissels in Kitas und
Familienzentren angepasst an den Bedarf der Stadtteile

e Anregende Spielraume fir jedes Kind in erreichbarer Néhe
e In Stadtteilen mit Bedarf Angebot einer orientierenden arztlichen Untersuchung durch das
Gesundheitsamt und Beratung ein Jahr vor Einschulung, um friihzeitig Entwicklungs-

chancen praventiv und therapeutisch zu unterstutzen.

e Nutzung der Schuleingangsuntersuchung auch als flachendeckendes Instrument fur
positiven Zugang zu Familien mit Unterstutzungsbedarf
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Kap. 4.3: Kinder im Grundschulalter (6 bis 12 Jahre)

Fast alle Kinder ab 6 Jahren besuchen die Grundschule in ihrem nahen Wohnumfeld. In der
Grundschulzeit entwickelt sich in der Regel ein guter konstanter Kontakt zwischen Elternhaus
und Schule allein durch die Teilnahme und Beteiligung der Eltern an schulischen Veran-
staltungen und durch regelmafige Begegnungen.

Die Grundschule geniel3t sowohl als Institution als auch durch die dort arbeitenden Personen
groRes Vertrauen und Anerkennung in der Elternschaft. Auf dieser Basis kann sie verstarkt
weiterentwickelt werden zu einer Ganztagsgrundschule im Stadtteil. Dafur ist es notwendig,
dass im Rahmen des Erziehungs- und Bildungsauftrags auch weitere Dimensionen, die fur das
Wohlbefinden des Kindes und fir gute Zukunftschancen verantwortlich sind, in das Schul-
konzept mit einbezogen werden; z. B. Gesundheits- und Erndhrungsberatung, Koch- und
Sprachkurse fir Eltern...

Durch die enge Wechselbeziehung zwischen dem Wohlbefinden des Kindes und dem der
Eltern bedarf es einer starkeren Hinwendung zu den Eltern. Wenn wir Kinder in benachteiligten
Lebenslagen starken wollen, missen auch MalRnahmen zur Starkung der Eltern bedacht
werden.

Dabei ist zu bertlicksichtigen, dass zwar die Nahe und das Vertrauen der Eltern zur Grund-
schule den Zugang erleichtern, dass jedoch die Balance zwischen Nahe und Distanz gewahrt
wird. Dabei muss die Schule einerseits als eigener Raum fur Kinder erhalten bleiben,
andererseits muss den Eltern das Recht zugebilligt werden, ihre soziale Lebenslage der Schule
gegenuber nicht zwangslaufig preiszugeben.

Die neue Grundschule in Braunschweig soll flachendeckend zur Ganztagsgrundschule im
Stadtteil gestaltet werden. Sie entwickelt in gemeinsamer Verantwortung je nach den Bedarfen
der Kinder im Wohnumfeld Konzepte, die der Starkung der Kinder dienen. Das kann z. B. in
enger Zusammenarbeit mit verschiedenen Beratungsstellen sein, die ihre Angebote in der
Schule anbieten, oder in unmittelbarer Nahe.

Kinder méchten einen ungehinderten Umgang mit anderen Kindern auch am Nachmittag
genief3en — dazu gehort auch unverplante Zeit. Sie brauchen Verlasslichkeit und Kontinuitat
sowohl bei den Menschen als auch bei den Tagesablaufen.

Empfehlungen:

e Einrichtung von koordinierender Sozialarbeit fur die ,Ganztagsgrundschule im
Stadtteil” fir das erweiterte Angebot zur Beratung und Unterstitzung — vorrangig in
Stadtteilen mit erhéhtem Forderbedarf

e Schulsozialarbeit an jeder Grund- und Férderschule

e Aufsuchende Elternarbeit zur Verstarkung bisheriger Aktivitaten

e Patenschaften einrichten — regelmafRlige Schulung und Begleitung erméglichen

e Externe Beratung in oder in der Nahe der Schule, z. B.: Erziehungsberatung,
Schuldnerberatung, Gesundheitsberatung, Ernahrungsberatung

e Unterstlitzung und Erstberatung in schwierigen Lebenslagen

e Module fur Elternbildung und -beratung entwickeln und einrichten





17

Einrichtung eines Schulmittelsonderfonds, der auch alle Verbrauchsmittel erfasst.
Dabei muss eine Stigmatisierung durch burokratische Teilnahmevoraussetzungen
verhindert werden — als Indikator kann die Befreiung von der Schulbuch-
Entleihgebuhr dienen.

Grundschule als Ganztagsschule mit Mittagessen und ergéanzendem Frihstick

Die unterschiedlichen Finanzierungsmodelle in Bezug auf die nachmittaglichen
Betreuungsangebote missen angeglichen werden.

Enge Kooperation mit Kindertagesstatten

Verstarkung der Kooperation und Aufbau einer Vernetzungs- und Verzahnungs-
struktur der Bildungs- und Erziehungseinrichtungen, Kindertagesstatten und Grund-
schulen durch entsprechende personelle Ressourcenbereitstellung

Beteiligung der Kinder als Teil des Schulkonzepts weiterentwickeln — diesbeziig-
liche Fortbildung anbieten

Jedem Kind wird ermdglicht ein Instrument zu erlernen — Zusammenarbeit z. B. mit
der Stadtischen Musikschule

Gemeinsame Freizeitaktivitaten fur Eltern/Kinder der Institutionen im Stadtteil

Kooperation mit Kinder- und Jugendzentren, Jugendverbanden, Sportvereinen,
Musikschule, Theater, Uni, Stadtteilbtcherei...

Das Raumprogramm der Grundschulen muss den neuen Anforderungen angepasst
werden





Grundschule der Zukunft — Ganztagsgrundschule im Stadtteil

Schulsozialarbeit

Koordinierende

Sozialpadagogin MUSIKSCHULE:
jedes Kind kann ein
Instrument lernen

SCHULLEITUNG
LEHRKRAFTE und
anderes Fachpersonal

LOTSEN/ PATEN
begleitenzu
Erziehungsberatung,
Schuldnerberatung,
Steuerhilfe, Second Hand
Amterhilfe.

Ubergénge gestalten

KINDER- und
JUGENDZENTREN,
SPORTVEREINE

ELTERN-BILDUNG
und -BERATUNG:
z.B.:
Deutschkurse,
Starke Eltern-
Starke Kinder

EXTERNE BERATUNG
i.d. Schule oder in
unmittelbarer Nahe
Gesundheit, der finanziellen
Unterstiitzung,
Erziehungsberatung
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Kap. 4.4: Kinder bis Ende des Besuchs der allgemeinbildenden Schulen
(12 bis 16 Jahre)

Jugendarmut wird in der 6ffentlichen Diskussion selten explizit benannt und wissenschaftlich
wenig bearbeitet. Damit Kinder und Jugendliche sich in der Gesellschaft zurechtfinden,
brauchen sie neben kognitiven auch soziale Kompetenzen und Orientierungswissen. Sie
brauchen zudem emotional stabile Bezugspersonen, Firsorge und Foérderung. Sie brauchen
Raum fur Selbsterfahrung und sind auf Anerkennung und Respekt angewiesen.

Ein nicht geringer Teil der Schilerinnen und Schuler zeigt die Tendenz, sich den Anforderungen
der Schule zu entziehen. Um der Problematik der Schulverweigerung zu begegnen, ist ein ver-
netztes Vorgehen verschiedener Institutionen notwendig. Die betreffenden Kinder und Jugend-
lichen bedirfen einer intensiven Begleitung mit dem Ziel, sie wieder in den Schulalltag zu
integrieren.

In der Stadt Braunschweig werden Jugendlichen und auch ihren Eltern verschiedene Férder-,
Hilfe- und Unterstitzungsangebote zur Verfiigung gestellt.

Bereits wahrend des Besuchs der allgemeinbildenden Schulen bedurfen die Schilerinnen und
Schiler einer besonderen Unterstiitzung in Form einer auf3erschulischen Berufsorientierung.
Hier werden sie, z. B. in Berufsvorbereitungsseminaren, auf den Ubergang von der Schule in
den Beruf vorbereitet.

Empfehlungen

Aus der Sicht der Jugendhilfe:

e Bestehende Forderinstrumente sollen systematisch zusammengefiihrt und das Ubergangs-
system strukturell weiterentwickelt werden.

e Beibehaltung des kostenfreien Jugendfreizeit- und Kulturangebotes, Weiterentwicklung der
Standards der Jugendbildung in der offenen Kinder- und Jugendarbeit, unter besonderer
Beachtung der geschlechts- und migrationsspezifischen Aspekte.

e Verbesserung und Ausbau der Kooperation der Kinder- und Jugendeinrichtungen mit
Schulen, insbesondere fiir ein zielfiihrendes Ubergangsmanagement von Schulen bzw.
auRRerschulischen Einrichtungen in den Beruf.

¢ Kontinuierliche Qualifikation von Lehrer/innen und Padagog/innen in der Kinder- und
Jugendarbeit.

e Weiterfihrung der gezielten Untersttitzung von Schulverweigerern.

o Weiterfihrung und Verstetigung der Schulsozialarbeit
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Aus der Sicht der Schule:

e Einrichtung eines Schulmittelsonderfonds, der auch alle Verbrauchsmittel erfasst. Dabei
muss eine Stigmatisierung durch birokratische Teilnahmevoraussetzungen verhindert
werden — als Indikator kann die Befreiung von der Schulbuch-Entleihgebihr dienen.

e Deutliche Vereinfachung des Zugangs zum ,Teilhabe- und Bildungspaket” und Kriterien der
Anspruchsberechtigung (Beispiel: Nachhilfe) tberarbeiten.

¢ Direkte und konkrete Amterhilfe — z. B.: durch Lotsen, die begleiten, sodass Unterstiitzungs-
leistungen in Anspruch genommen werden kénnen.

e Externe Beratungszeiten verschiedener nicht kommerzieller Institutionen in der Schule

e Ausbau der Ganztagsschulen zur Verringerung der Bildungsarmut

e Ausbau der Starkung der Erziehungskompetenzen der Eltern (Elternteile) durch Eltern-
beratung und -fortbildung (z. B.: Angebote von Sprach- und Alphabetisierungskursen in den

Schulen)

e Schule starker fur Eltern 6ffnen — als Zugang kénnen z. B. die Projekte/die Arbeiten der
Kinder dienen.

e Ausbau der schulpsychologischen Versorgung und damit verbesserte Unterstiitzung

e Ausbau der Schulsozialarbeit sowohl fiir alle HS als auch fur alle RS, FOS, IGS, Gymn. als
auch BBS, um u. a. auch Schulercoaching zu ermdglichen.

¢ Sicherstellung eines ausreichenden Beratungs- und Betreuungsangebots durch
Jugendhilfetrager.

o Familienhelfer — verlassliche Begleitung von Familien mit Bedarf, Beratung bei der
Haushaltsfihrung, gemeinsamer Kleiderkauf, praktische Hilfen

¢ Durch Einzelfallhilfe Steigerung der Erziehungskompetenzen ermdglichen.
e Schaffung eines unterstitzenden Netzwerks fur soziale Integration

o Entwicklung eines Konzeptes fir Berufseinstiegsbegleitung unter Wegfall verschiedener
Tragerschaften

e Fruhzeitiger, altersadaquat konzipierter Beginn einer Berufsorientierung
e Schulpaten fur Lebens- und Berufsvorbereitung

e Schiler/innen-Coaching an den Schulen einfiihren
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Kap. 4.5: Jugendliche im Ubergang von Schule zum Beruf
(17 — 25 Jahre +)

Die Ubergangsphase von der Jugend in das Erwachsenenalter ist heute starker denn je von
Strukturrisiken und personlichen Risiken begleitet. Gestern noch als zukunftssicher geltende
Berufe kdnnen sich heute als unsicher herausstellen. Schlechte Schulbildung und soziales
Fehlverhalten kénnen in endgiltige Sackgassen beim Ubergang in die Berufswelt fiihren.
Zugleich befindet sich diese Gruppe in der Pubertat, der einschneidenden Umbruchphase im
Leben junger Menschen. Sie sind wahrend dieser eigenen Verdanderungsphase sehr auf sich
selbst konzentriert und mussen dennoch zukunftsweisende Entscheidungen treffen. In dieser
schwierigen Phase gibt es immer Jugendliche, die einer intensiven und kontinuierlichen Beglei-
tung bedurfen.

Seit Jahren gelingt der Ubergang von allgemeinbildenden Schulen in eine Berufsausbildung fur
die groRte Zahl der Jugendlichen nur zeitlich verzdgert oder iberhaupt nicht.

Eine fehlende Ausbildungsstelle, lange Wartezeiten oder berufliche Warteschleifen geben den
jungen Menschen das Geflihl, nicht gebraucht zu werden und verhindern ihre erfolgreiche
gesellschaftliche Teilhabe, haufig verbunden mit einem Motivationsabfall, sozialer Ausgrenzung
und einer Perspektive mit Transfereinkommen. Ziel ist es, dem entgegenzuwirken.

Hunderte Berufe kdnnen in der dualen Ausbildung gewéhlt werden, dazu die zahlreichen schu-
lischen Ausbildungsgénge, Fordermal3nahmen, Ersatzschulen, Studiengé&nge und die noch
dariiber hinausgehenden Moglichkeiten des Zweiten Bildungsweges. Gerade junge Menschen,
deren familiares Umfeld keine Unterstiitzung bietet, bendétigen fir den Ubergang von Schule in
die Berufswelt eine langfristige und prozessbegleitende Unterstiitzung. Diesen Jugendlichen
missen Orientierung, Fachkunde und Wertschatzung entgegengebracht werden, die sie aus
ihren Familien oft nicht kennen, die aber notwendig sind, um Gestaltungsmdglichkeiten fiir die
eigene Zukunft zu identifizieren und zu nutzen. Mit Unterstitzung konnen die 17- bis 25-
Jahrigen lernen, ihre Zukunft trotz aller Widrigkeiten selber zu gestalten und finanziell auf
eigenen FuRRen zu stehen.

Dazu sind gut aufeinander abgestimmte Hilfe- und Orientierungssysteme unverzichtbar. Diese
mussen zugleich in der Lage sein, auf die individuellen Bedurfnisse der Jugendlichen Riicksicht
zu nehmen. Ein geeignetes Hilfe- und Orientierungssystem benétigt umfangreiche Fachkunde
und Erfahrung, denn es kann nicht auf der Grundlage von zeitlich befristeten Projekten auf-
gebaut werden. Diese Einschatzung wird durch Untersuchungen der Bertelsmann-Stiftung
sowie des Deutschen Jugendinstituts gestutzt.

Auch muss die Vielfalt der Unterstiitzungsangebote besser auf die individuellen Bedarfe der
Zielgruppe abgestimmt werden. Derzeit wird Unterstltzung auch undifferenziert erbracht. Einige
Jugendliche erhalten ein UbermalR an Unterstiitzung, andere hingegen nur unzureichende
Hilfen.

Eine ubergreifende, das System transparent machende kommunale Ubergangskoordination
fehlt, ebenso eine gezielte Ressourcensteuerung mit dem Schwerpunkt auf Pravention und
Unterstutzung auf dem Weg in den Beruf, die vor allem die Gruppe der Benachteiligten erreicht.
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Empfehlungen:

e Koordinierendes Ubergangsmanagement in kommunaler Hand

e Analyse der Vielfalt der UbergangsmalRnahmen

e Transparenz und Vernetzung in der Angebotspalette

e Ermittlung der Licken

e SchlieBen von Unterstutzungsliicken

e Aufsuchende Arbeit mit Jugendlichen, die vom Ubergangsmanagement nicht erreicht werden

e Vorhalten eines tagesstrukturierenden Trainingsangebotes fur Kinder und Jugendliche, die
inre Schulpflicht an allgemeinbildenden oder berufsbildenden Schulen noch nicht erfillt
haben, jedoch durch schulische Strukturen nicht mehr erreicht werden.

« Frihzeitiger, altersadaquat konzipierter Beginn einer Berufsorientierung

e Aufeinander aufbauende Orientierungsunterstiitzung bis zum Ubergangsalter

o Vorhalten eines niedrigschwelligen, tagesstrukturierenden Trainingsangebotes an Jugend-
liche, die ihre Schulpflicht bereits erfillt haben und durch vorhandene Angebote nicht mehr
erreicht werden.

¢ Kostenlose Nutzung des o6ffentlichen Nahverkehrs fir alle betroffenen Jugendlichen in schu-
lischen und sonstigen (Aus-)Bildungsmalnahmen (analog der Schillermonatskartenregelung

bis Klasse 10)

¢ Malnahmen evaluieren und ggf. in nachhaltige Strukturen tberflihren





23

Kap. 5: Qualitatskriterien zur Beurteilung der Angebote

Bei der Bewertung von Angeboten und Malinahmen und der Entwicklung von Handlungs-
vorschlagen muss beurteilt werden:

e Welche Angebote und MalRnahmen sind notwendig und sinnvoll fur die Durchsetzung
der Kinderrechte fur alle, auch fir arme Kinder?

e Sind Angebote ausreichend vorhanden (Quantitat)?

e Sind die vorhandenen Angebote so gestaltet, dass sie zur Zielerreichung geeignet und
fur alle erreichbar sind (Qualitat)?

¢ Gibt es Anforderungen an einen quantitativen oder qualitativen Ausbau?

Im Rahmen dieses Handlungskonzepts kdnnen erkannte Liicken deutlich gemacht, aber keine
Bewertungen einzelner Angebote vorgenommen werden. Dies ist eine Aufgabe, die an anderer
Stelle vorgenommen werden muss.

Der Beirat schlagt als Mal3stdbe einer Bewertung die folgenden Indikatoren vor:

Kap. 5.1: Indikatoren zur Chancengerechtigkeit

Erschwinglichkeit

Angebote missen finanziell so gestaffelt werden, dass niemand auf Grund von fehlendem oder
zu geringem Einkommen von der Nutzung eines Angebotes ausgeschlossen wird. Wenn sich
Angebote an alle richten, darf die Inanspruchnahme nicht von finanziellen oder materiellen
Mitteln abhangen. Alternativ muss eine moglichst unkomplizierte Kosteniibernahme bei ent-
sprechendem Bedarf ermoglicht werden.

Niedrigschwelligkeit

Angebote missen so angesiedelt und organisiert sein, dass sie mit leistbarem Aufwand und
ohne Hindernisse erreichbar sind. Indikatoren kénnen sein: Hoher Bekanntheitsgrad und gute
Erreichbarkeit, kurze Entfernungen, kurze Wartezeiten oder unkomplizierte Anmeldeverfahren.

Keine Diskriminierung

Der Zugang zu und die Nutzung von Angeboten muss unabhé&ngig von Herkunft, Geschlecht
oder sozialer Lage mdglich sein. Dies betrifft die Gestaltung des Angebots wie auch Haltungen
und Einstellungen des Personals (Stichwort: Kultursensibilitat).

Bedurfnisorientierung

Bendtigte Angebote muissen sich an den Bedurfnissen der Zielgruppe orientieren und bei der
Betrachtung des Bedarfs der Kinder die Situation der Familie berlicksichtigen. Die vorrangige
Entscheidung entlang des Kriteriums Erwerbstétigkeit beider Eltern darf nicht per se zur Be-
nachteiligung von Kindern fuhren, die einen erhdhten Forderbedarf aufweisen und deren Eltern
nicht beide erwerbstétig sind.

Beteiligung
Betroffene mussen bei der Planung und Durchfiihrung von Angeboten in den sie betreffenden
Belangen und altersadaquat beteiligt werden.
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Ausreichende Verflugbarkeit von Angeboten
Angebote sollten bedarfsdeckend vorgehalten werden, andernfalls muss entschieden werden,
nach welchen Kriterien eine Inanspruchnahme gewéhrleistet werden kann.

Dauerhaftigkeit der Angebote
Angebote missen so angelegt sein, dass sie nicht nur einmalige Effekte erzielen, sondern tUber
ihre Kontinuitat eine nachhaltige Wirkung entfalten kénnen.

Kap. 5.2: Warum ist der Stadtteilbezug wichtig?

Vor allem fir jungere Kinder ist die unmittelbare Umgebung — Haus, Stral3e, Wohngebiet — der
vornehmliche Aufenthalts- und informelle Lernort. Dies stellt besondere Anforderungen an die
Gestaltung des Wohnumfeldes. Je nachdem wie kinder- und familienfreundlich Spiel- und
Aufenthaltsorte in den Sozialrdumen gestaltet sind, erméglichen oder erschweren sie die Ent-
wicklung der Kinder. Dieser Aspekt kommt besonders zum Tragen in Wohngebieten mit hoher
Bevolkerungsdichte. Hier ist der Anteil von armutsgeféahrdeten Kindern in der Regel besonders
hoch. Die oftmals beengten Wohnverhaltnisse erhéhen den Bedarf, sich gefahrlos im Auf3en-
bereich aufhalten zu kénnen.

Allen Kindern ist die Teilhabe an Angeboten wie Sprach-, Bildungs-, Bewegungs- und Gesund-
heitsforderung und Freizeitangeboten zu ermdéglichen. Angebote im Stadtteil machen eine
Nutzung fur Kinder leichter als Angebote im Zentrum, wenn diese nur unter erschwerten Bedin-
gungen erreichbar sind. Einschréankungen der elterlichen Mobilitat (kein Pkw, liickenhafter und
kostenintensiver OPNV, keine Bereitschaft) erschweren den Kindern die Nutzung von Ange-
boten, die sie nicht eigenstandig erreichen kénnen.

Dabei kommt es nicht darauf an, fur die unterschiedlichen Bedurfnisse jeweils entsprechende
Einrichtungen vor Ort zu planen. Dies ist weder praktikabel noch finanzierbar. Angebote vor Ort
muissen, wo immer die Mdglichkeit besteht, vorhandene Einrichtungen nutzen: Kinder- und
Familienzentren, Jugendzentren, Stadtteilldaden, Vereinsheime, Gemeinschaftshduser etc.
Diese Einrichtungen und andere Stadtteilakteure missen gewonnen werden, notwendige
Angebote zu entwickeln, zentral agierende Anbieter missen motiviert werden, mit bestimmten
Angeboten auch in die Stadtteile zu gehen.

Dazu ist es notwendig, die jeweiligen Bedarfe, mogliche Einrichtungen und mogliche Anbieter
vor Ort zu kennen und zu verbinden.

Das Ziel ist eine auf den besonderen Bedarf der Stadtteile abgestimmte Ausgestaltung und
Ausstattung von Angeboten. Stadtteile mit besonderem Férderbedarf bedirfen einer beson-
deren Aufmerksamkeit und einer entsprechenden Ressourcenausstattung.





25

Kap. 6: Zusammenfassende Schlussbetrachtung

,uUm ein Kind zu erziehen, braucht es ein ganzes Dorf*

Afrikanisches Sprichwort

Politik und Verwaltung, Arbeitgeber, Gewerkschaften, Bildungstrager, Glaubensgemein-
schaften, freie Trager, Stiftungen und auch jeder Einzelne sind aufgefordert, sich mit dem Pro-
blem Kinderarmut auseinanderzusetzen und aktiv zu werden.

Bei dem vorliegenden MalRnahmenkatalog geht es um tragfahige chancengerechte Strukturen,
um gezielte und systematische Vernetzung von Anfang an, weil jedes Kind herzlich willkommen
und wichtig ist.

Braunschweig verfligt bereits ber ein recht umfangreiches Bildungs-, Hilfe-, Unterstitzungs-
und Gesundheitssystem. Diese Strukturen gilt es weiter zu entwickeln und insbesondere besser
Zu vernetzen.

Dafur haben die Leitlinien gegen Kinder- und Familienarmut und zur Linderung der Folgen die
Grundlagen gelegt. Im Auftrag des Praventionsnetzwerks hat der Beirat sorgféaltig und
systematisch Angebote gesichtet und Licken identifiziert. So konnten diese Handlungs-
empfehlungen entlang der Praventionskette der Altersstufen und fur Familien formuliert
werden.

Gleichzeitig stellen sich die Fragen:

e Genugt das, was in Braunschweig angeboten wird, den hier formulierten Indikatoren von
Chancengerechtigkeit?

e Sind die Strukturen und Angebote fir alle erschwinglich?

e Sind sie niedrigschwellig, chancengerecht, diskriminierungsfrei, partizipativ und an den
Bedurfnissen der jeweiligen Zielgruppe auch tatsachlich ausgerichtet?

Alle MaRnahmen in den verschieden Altersstufen der Praventionskette sind wichtig!

Deshalb wird hier auch keine Aufzahlung der wichtigsten MaRnahmen zu lesen sein. Dennoch,
ohne eine Ubergreifende, alle Praventionskettenglieder verbindende Koordination, ohne eine
Stelle, die alle sinnvollen EinzelmaRnahmen kennt, zusammenfihrt, miteinander verbindet und
besser aufeinander abstimmt, werden die Glieder der Praventionskette nebeneinanderher
arbeiten und nicht ihre volle Wirksamkeit entfalten kénnen.

Die Wirksamkeit der MaBnahmen gegen Kinder- und Familienarmut wird sich dann nachhaltig
und synergetisch entfalten, wenn sie von allen Akteuren als notwendige, praventive und ver-
bindliche Schritte der Selbstverpflichtung verstanden werden.
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		Kap. 2:  Orientierung an der Präventionskette

		Kap. 3:  Was brauchen Eltern und ihre Kinder?     Grundlegende Bedürfnisse und Rechte

		Kap. 4: Lücken und Handlungsfelder

		Kap. 4.1:  Schwangerschaft und Geburt, Kinder im Kleinkindalter

		(9 Monate bis 3 Jahre)

		Kap. 4.2:  Kinder im Kindertagesstättenalter     (3 bis 6 Jahre)

		Kap. 4.3:  Kinder im Grundschulalter (6 bis 12 Jahre)

		Kap. 4.4:  Kinder bis Ende des Besuchs der allgemeinbildenden Schulen     (12 bis 16 Jahre)

		Kap. 4.5:  Jugendliche im Übergang von Schule zum Beruf    (17 – 25 Jahre +)

		Kap. 5:  Qualitätskriterien zur Beurteilung der Angebote

		Kap. 5.1:  Indikatoren zur Chancengerechtigkeit

		Kap. 5.2:  Warum ist der Stadtteilbezug wichtig?

		Kap. 6:  Zusammenfassende Schlussbetrachtung




Braunschweiger Leitlinien zur Pravention von Kinder- und
Familienarmut und zur Linderung der Folgen

Symbolischer Akt der Unterschrift am 6. Dezember 2010

Name, Vorname

Institution

Baron, Christian

Caritasverband Braunschweig (auch fir die AGW)

Harms, Raphaela

Stiftung Braunschweigischer Kulturbesitz

Herrmann, Walter-Johannes

Landesschulbehérde

Casper, Manfred

Arbeitgeberverband Braunschweig

Kleber, Michael

Deutscher Gewerkschaftsbund Region Braunschweig

Hofer, Thomas

Ev. Kirche in dieser Stadt

Christiana Reinsch

Verband Alleinerziehender Mitter und Vater e.V.

Dr. Reimann Carola

SPD Braunschweig

Sommerfeld, Udo

Die Linke, Ratsfraktion

Schramm, Ingo

FDP Braunschweig

Staake, Alexandra

Jochen-Staake-Stiftung

Ohnesorge, Gisela

Die Linke (Kreisverband BS)

Schwarz, llsabe

Ev. Frauenhilfe Landesverband

Heine, Reinhard, Probst

Katholische Kirche in Braunschweig

Kleinert, Barbara

Kreuzgemeinde Lehndorf, Erwerbslosengruppe
Zuversicht

Bitterberg, Dirk

AWO Bezirksverband Braunschweig e.V.

Krollmann, Stefan

Stiftung Volksbank BrawO

Rupprecht, Barbara

Stiftung unsere Kinder in Braunschweig

Po6tsch, Elisabeth

Stiftung unsere Kinder in Braunschweig

Lehmann, Juliane

FDP-Ratsfraktion

Hubner, Gabriele

SPD-Ratsfraktion

Funke, Eberhard

Kreishandwerkergemeinschaft

Heidemann-Thien, Karin

Birgerstiftung Braunschweig

Dr. Flake, Elke

Bindnis 90/ Die Griinen Ratsfraktion

Dr. Karras, Christa

Bindnis 90/ Die Griinen, Kreisverband

Kliesch, Gotz-Rudiger

CDU-Ratsfraktion

Fricke, Claudia

Parkbank e.V.

Mette, Carola

Deutsches Rotes Kreuz

Nauman, Andrea

Richard Borek Stiftung

Grigat, Kate

SPD-Ratsfraktion






Braunschweiger Leitlinien zur Pravention von Kinder- und
Familienarmut und zur Linderung der Folgen

Symbolischer Akt der Unterschrift am 6. Dezember 2010

Name, Vorname

Institution

Flake, Frank

SPD-Ratsfraktion

Germer, Marcus

Jugendring Braunschweig e.V.

Volkmann, Hansi

Deutscher Gewerkschaftsbund Braunschweig

Ruscher, Nobert

Stadtsportbund Braunschweig e.V.

Eschemann, Henning

Paritatischer Braunschweig

Kroger, Gunter

AWO Kreisverband Braunschweig e.V.

Kuhn, Gerald

Stadtelternrat der Kitas

Rieck, Janett

Stadtelternrat der Kitas

Junge, Hans

Stadtteilkonferenz westliches Ringgebiet Sid

Velten, Nobert

Diakonisches Werk Braunschweig

Goydke, Roswitha

Deutscher Kinderschutzbund Ortsverband BS e.V.

Gunderen, Aykut

DITIB Braunschweig

Mellen Petra

Schulstadtelternrat Braunschweig

Eilers, Brunhilde

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Dr. Daller, Henning

Diakonische Gesellschaft Wohnen und Beraten

BoR, Ullrich

Ev. Kirchen im westlichen Ringgebiet bin mir nicht
sicher

Regina de Rose

Schulstadtelternrat a.D.






